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uropa — das Wort ldsst uns an unsere Nach-
Ebarn denken, Ferienreisen, fremde Spra-
chen. Verkiirzt auf den Terminus technicus
»EU“ bedeutet er hiufig: ,Raumschiff Briissel.
Also iiberbordende Biirokratie, Krisen, Ringen
um eine Stimme. Dabei beginnt Europa direkt vor
unserer Haustiir. Rund 70 Prozent des Aufienhan-
dels der nordrhein-westfilischen Wirtschaft wer-
den mit europdischen Nachbarlindern abgewi-
ckelt. Zu 80 Prozent gehen die Urlaubsreisen der
Deutschen in europiische Lander. In NRW leben
600.000 Biirgerinnen und Biirger aus einem ande-
ren europdischen Staat. In einem Umbkreis von
500 Kilometern um Diisseldorf lebt knapp ein
Drittel der Biirgerinnen und Biirger der EU.
Europa ist also nicht weit weg. Und auch
nicht die europiische Politik. Etwa die Hailfte
der deutschen Gesetzgebung beruht auf Ent-
scheidungen aus Briissel. Umgekehrt konnen
diese nur entstehen, wenn die Bundesregierung,
die deutschen Europaabgeordneten, letzten En-
des auch die Parlamente und Regierungen der
deutschen Bundesldander mitwirken.

EINSATZ GEFRAGT

Es liegt also auf der Hand, dass sich auch der
Landtag Nordrhein-Westfalenimmer wieder mit
Europa beschiftigt. Europathemen sind langst
Innenpolitik geworden. Dies zeigt die jiingste
Briisseler Initiative in Sachen ,grenziiberschrei-
tende Gesundheitsversorgung.“ Oder — Euro-
pa kann auch wehtun — die geplante stirkere
europaweite Ahndung von Verkehrsdelikten.
Aus dem frither bestehenden eigenen Europa-
ausschuss des Landtags sind die EU-Themen
mittlerweile in den Hauptausschuss und in die
einzelnen Fachausschiisse gewandert. Auch ein
Zeichen dafiir, dass die EU ein Stiick weit selbst-
verstandlich geworden ist.

Aber noch nicht so selbstverstandlich, als
dass man nicht immer wieder etwas fiir das
friedliche Zusammenleben auf diesem Konti-
nent tun miisste. Europa stiftet Frieden auf dem
Balkan. Europa baut weiter an gegenseitiger en-
ger Zusammenarbeit.

Daher auch die zahlreichen Initiativen des
Landtags, dieses Jahr in Richtung Niederlande
— der Parlamentarische Abend ist noch frisch
in Erinnerung —, Polen und Kroatien. Oder die
Diskussionen mit Vertretern aus Slowenien und
Frankreich, die in diesem Jahr die Ratsprisi-
dentschaften der EU innehaben. Der Landtag
nimmt seine Verantwortung ernst. Und gestal-
tet damit ein Stiick friedliche Zukunft fiir NRW
in Europa und in der Welt. CwW
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Betroffenhert und Verantwortung

Fraktionen erdrtern Konsequenzen aus'dem Siegburger Haftlingsmord

Der Parlamentarische Untersuchungsausschuss ,Siegburg“(PUA I) hat seinen (Teil-) Abschluss-
bericht vorgelegt. Teilabschluss deshalb, weil er den Hiftlingsmord in der Justizvollzugsanstalt
(JVA) Siegburg aus dem Jahr 2006 zwar untersucht hat, aber den Punkt des Einsetzungsbe-
schlusses, in dem es um die Verhinderung von Gewalt im Jugendhaftvollzug oder Jugendunter-
suchungshaftvollzug geht, zur weiteren Erorterung einer Enquetekommission iibertragen hat.
Dem hat der Landtag vor der Sommerpause zugestimmt.

Wolfgang Schmitz erklirte als Vorsitzender des
Untersuchungsausschusses: ,,Der  Ausschuss
hat binnen zehn Monaten und zehn Tagen
500 Akten gesichtet und ausgewertet, 32 Zeu-
gen befragt, die JVA Siegburg aufgesucht und
in insgesamt 24 Sitzungen knapp 100 Stunden
getagt.“ Damit habe der Ausschuss ein enormes
Pensum geleistet, fand Schmitz (CDU) und
unterstrich besonders zwei Punkte: Zum einen
sei man beeindruckt gewesen, wie sich die Be-
schiftigten in den Anstalten vor Ort ,iiber die
reine Pflichterfiillung hinaus besonders enga-
gierten.“ Das verdiene Respekt, Solidaritit und
Hilfe. Zum anderen sei die Situation im Vollzug
fir die Beschiftigten nur schwer zu meistern:
Gewaltbereitschaft, Drogenbelastung, ein Mi-
grationshintergrund von rund 40 Nationen so-
wie oft unterentwickelte Fertigkeiten im Lesen,
Schreiben und Rechnen der Jugendlichen. Die
Leidensgeschichte des Opfers habe alle tief be-
rithrt. Schmitz: ,,In Gedanken sind wir deshalb
bei der Familie des Opfers und fiihlen mit ihr.*

Harald Giebels (CDU) meinte, der Ausschuss sei
zu dem Ergebnis gekommen, ,,dass keine person-
liche Verantwortung der Regierungsmitglieder
im Justizressort besteht.“ Das sihen — bis auf
die SPD — alle Mitglieder im PUA genauso. Die
Mingel im Vollzug hitten sich tiber Jahre hinweg
entwickelt und konnten nicht im ,Hauruck-

Verfahren“ beseitigt werden. Als wesentliche Pro-
bleme seien Uberbelegung und Personalmangel
festgestellt worden: ,,Beide Probleme resultieren
aus jahrelangem von Desinteresse am Strafvoll-
zug getragenen, fehlerhaften Regierungshandeln
vor dem Wechsel im Mai 2005.“ Mit ihrem Min-
derheitsvotum bestitige die SPD, dass sie gegen
Fehlentwicklungen im Vollzug wider besseren
Wissens nichts unternommen habe.

Thomas Stotko (SPD) konterte: ,Wenn man
unser Votum liest, siecht man, warum Sie falsch
liegen.“ Zur Justizministerin: ,,In einer langen
Kette von Versdumnissen und Versagen tragen
Sie, Frau Ministerin, wegen des Organisations-
versagens Thres Hauses die volle Verantwortung
fiir den grausamen Foltermord von Siegburg.
Der Abgeordnete setzte nach: ,,Die Wahrheit ist
offenkundig: Sie tragen personlich und politisch
Verantwortung fiir den Tod eines jungen Ge-
fangenen in staatlicher Obhut.“ Wenn so etwas
passiere, dann miisse ,der Minister im Namen
seines gesamten Verantwortungsbereichs zu-
riicktreten.” Es bediirfe eines ,,symbolischen
Akts der Reinigung, nachdem das Vertrauen in
die Justiz beschadigt ist.*

Dr. Robert Orth (FDP) nannte das eine ,un-
geheuerliche Unterstellung“: Die Ministerin
sei nicht die Titerin — ,,die Téter sitzen hinter

Schloss und Riegel, und das ist gut so.“ Den Vor-
wurf der Untitigkeit der Ministerin lief§ er nicht
gelten; lange vor Siegburg habe sie ein Gutach-
ten tiber Ursachen von Gewalt im Strafvollzug in
Auftrag gegeben und Mafinahmen ergriffen. Der
swahre Ubeltiter” sei der frithere Justizminister
Gerhards (SPD), denn der habe wie sein Vorgéin-
ger trotz der Missstdnde nicht gehandelt. Er habe
trotz dieser Zustidnde im Vollzug kw-Stellen aus-
gebracht, die dann von der Ministerin aber wie-
der gestrichen worden seien. Gerhards sollte sei-
ne Ministerpension ,,zuriickgeben, fand Orth.

Sylvia Lohrmann, GRUNE-Fraktionsvorsitzen-
de, bedauerte, dass es im PUA zu dem von ihr
befiirchteten Schlagabtausch gekommen ist,
»der der Sache und dem schrecklichen Anlass,
den wir alle bedauern, nicht gerecht wird.“ Thre
Fraktion begriifle, dass es iiber den PUA gelun-
gen sei, eine Enquetekommission einzusetzen,
»in der wir Vorschldge fir eine effektive Priven-
tionspolitik in Nordrhein-Westfalen erarbeiten
und hoffentlich auch beschlieen werden.“ Nur
wenn erkennbare Mingel sofort beseitigt und
gleichzeitig Fragen der Entstehung und Ein-
ddmmung jugendlicher Gewalt und Kriminali-
tit erortert wiirden, ,nur dann werden wir un-
serer parlamentarischen Gesamtverantwortung
fir das Tatgeschehen von Siegburg in vollem
Mafe gerecht.” |
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Serioser Investor oder Heuschrecke?

Der Verkauf der LEG polarisiert

X

Die Veraufserung der Landesentwicklungsgesellschaft (LEG): Ein Musterbeispiel fiir die Kombination von wirtschaftlicher Vernunft und sozialer
Verantwortung? Die Opposition widerspricht dieser Regierungsmeinung (festgehalten im Antrag zur Aktuellen Stunde, Drs. 14/7012) und hilt dem
entgegen, man habe an eine ,,Heuschrecke verkauft, wie es im Antrag von SPD und Griinen heif3t (Drs. 14/ 7013).

Bernd Schulte (CDU) sah bei dem Verkauf der
LEG sowohl wirtschaftliche Vernunft als auch
soziale Verantwortung gegeben. Aus Sicht des
CDU-Abgeordneten hat die rot-griine Vorgan-
gerregierung ein Unternehmen mit Schulden
von 2,7 Milliarden Euro und einen groflen Sa-
nierungsbedarf hinterlassen. Die Konsolidie-
rung der Landesfinanzen mache es unmoglich,
dies zu schultern. Daher habe man die LEG
verduflert und dabei anstelle der von der SPD
in 2003 veranschlagten 280 Millionen Euro
nunmehr 787,1 Millionen Euro erzielt. Beson-
ders stolz war Schulte auf die Sozialcharta, die
Mieterhohungen begrenzen, Luxussanierungen
sowie Kiindigungen wegen Eigenbedarfs aus-
schliefen, ein lebenslanges Mietrecht fiir Mieter
iiber 60 Jahren und den Fortbestand der Mieter-
rechte im Falle des Weiterverkaufs sichern soll.

Svenja Schulze (SPD) stellte die Sorgen und
Note der Mieter in den Mittelpunkt. Diese wiir-
den durch den Verkauf zum ,,Spielball von Pro-
fitinteressen®, ,,Angst und Schrecken® seien die
Folge. Die Sozialcharta mochte die SPD-Politi-
kerin nicht gelten lassen; sie sei nur das ,,Feigen-
blatt fiir das Image der CDU und nicht mehr.*
Die Erfahrungen aus Berlin lielen vermuten,
dass der Investor Whitehall die LEG zerschlagen
werde. Diesem Unternehmen gehe es nur darum,
die besten ,,Filetstiicke gewinnbringend zu ver-
kaufen und in die anderen Wohnungen einkom-
mensstarke Mieter hineinzusetzen. Das Ergebnis
der Verduflerung der LEG seien also steigende
Mieten und geringe Investitionsmafinahmen,
die hinter den iiblichen Standard zuriickfallen,
so die Abgeordnete. Die SPD-Sprecherin im Aus-
schuss fiir Verbraucherschutz bemingelte daher,
dass die Landesregierung die Wohnungen
nicht an interessierte Kommunen
verkauft habe.

Christof Rasche (FDP) wertete den Verkauf
der LEG als Riesenchance sowohl fiir das Land
als auch fiir die Mieterinnen und die Mieter.
Sein Vorwurf an die Vorgingerregierung: ,,Die
alte rot-griine Politik, die Sanierung auf Dauer
durch Verkiufe zu finanzieren, musste schei-
tern, da irgendwann die vorletzte Wohnung
verkauft ist, um die letzte Wohnung zu sanie-
ren.“ Aufgrund der enormen Verschuldung
des Landes hitten sich CDU und FDP auf die
Kernaufgaben beschrianken miissen. Daher der
Verkauf der LEG. Mit Blick auf die Verduflerung
des Wohnungsbestands durch den rot-roten Se-
nat in Berlin an den gleichen Kiufer Whitehall
wandte sich Rasche dagegen, diesen als ,,Heu-
schrecke® zu bezeichnen. Die langfristige und
solide Sicherheit der Mieter werde zudem auch
noch durch die ,in Deutschland einmalige® So-
zialcharta gesichert.

Horst Becker (GRUNE) befiirchtete ebenfalls,
dass Gewinnstreben auf der einen Seite ver-
kniipft ist mit Verlusten auf der anderen Seite.
In diesem Fall seien es laut Becker die Mieter
sowie die Kommunen, die draufzahlen. Gerade
letzteren hitte man ,aus Verantwortung fiir den
Stadtebau, den Wohnungsbau, das Quartiersma-
nagement® die Moglichkeit geben miissen, die
Wohnungen zu erwerben. Jetzt seien die Kom-
munen in der Situation, dass sie die Wohnungen
von der ,Heuschrecke“ Whitehall kaufen miiss-
ten. Insbesondere kritisierte der GRUNEN-
Politiker die Sozialcharta: die zuge-
lassenen Mieterhohungen
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(1,5 Prozent plus Inflationsrate jihrlich im
Durchschnitt aller Wohnungen) sowie der ver-
einbarte Modernisierungsaufwand (12,50 Euro
im Durchschnitt pro m?* landesweit) seien realis-
tisch weder kontrollierbar noch durchsetzbar.

Bauminister Oliver Wittke (CDU) hielt dem entge-
gen, planlose Wohnungsverkiufe und Korrup-
tion hitten die LEG unter der vorhergehenden
Landesregierung beinahe zu einem Sanierungs-
fall gemacht. Als Folge davon habe man jetzt pri-
vates Kapital mobilisieren miissen. Wittke warn-
te vor Panikmache: Bei dem Verkauf habe man
Anregungen der Mieterverbande aufgegriffen
und ,,Grenzschwellen® definiert, um den Spiel-
raum fiir Mieterh6hungen — die sich auflerdem
an den ortstiblichen Vergleichsmieten orientie-
ren missten — gering zu halten. ,,So weit recht-
lich méglich, haben wir dafiir Sorge getragen,
dass Bestandteile des Mieterschutzes, beispiels-
weise der Kiindigungsschutz, der Verzicht auf
Luxussanierungen gegen den Willen der Mieter
und weitere Regelungen, nach Beendigung des
gesamten Verkaufsverfahrens zum Gegenstand
der Mietvertrage zu machen sind.“ Dies werde
durch einen Mieterbeirat wie auch durch
das Ministerium tiberpriift.
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Ute Schifer (SPD) stellte in ihrem Beitrag
Schulministerin Barbara Sommer an den Pran-
ger: Sie habe ein ,,Sommerabitur® beschert, das
an ,Pannen und Peinlichkeiten nicht zu iiber-
bieten“ sei. Das ,Krisenmanagement® sei auf
ganzer Linie gescheitert, zu Lasten vieler junger
Menschen und auf dem Riicken vieler Lehre-
rinnen und Lehrer. Die Ministerin habe die
Beschwerden und Anregungen von Seiten der
Schulen, des Philologenverbandes und der Lan-
deselternschaft nicht ernst genommen. Schifer
kritisierte auflerdem, dass das Schulministeri-
um nunmehr die Lehrerinnen und Lehrer sowie
einzelne Schultypen wie die Gesamtschule als
Verantwortliche ausmachen wolle. ,,Die Maf3-
stibe, die Sie an unsere Schiiler und an die Leh-
rer anlegen, konnen Sie selbst nicht in Ansétzen
erfiillen, so die SPD-Politikern.

Michael Solf (CDU)

Michael Solf (CDU) bewertete die Diskussi-
on um das Zentralabitur als ,,widerwirtig“ und
»verlogen.“ Insgesamt 750 Aufgaben habe es
beim zweiten Zentralabitur in NRW gegeben.
Die allermeisten seien ,makellos“ gewesen. Der
umstrittene ,,Oktaeder des Grauens“ habe laut
Solf die Vorgaben der Lehrplidne erfiillt. Nach
Bekanntgabe der Ergebnisse werde deutlich, dass
das Zentralabitur eine landesweite Vergleichbar-
keit leiste: ,,Und natiirlich muss sich auch die eine
oder andere Schule mit der Frage auseinanderset-
zen, warum — anders als im Landesdurchschnitt —
ihre Abiturienten weniger gut bestanden haben.
Der CDU-Politiker verwies auf Berlin, wo unter
der rot-roten Landesregierung 28.000 Schiiler
ihre Mathe-Arbeiten hitten neu schreiben miis-
sen: ,Wenn das bei uns passiert wire, hitte min-
destens der Ministerprisident, wenn nicht sogar
der Papst zuriicktreten miissen.“

Sylvia Lohrmann (GRUNE) sah ein ,,stiimper-
haftes Agieren“ der Landesregierung. Durch
eine ,,Serie von Pannen® sei ein parteipolitisch
unumstrittenes, bildungspolitisch sinnvolles
Instrument beschidigt worden. Die Politikerin
beschrieb das von ihr dargestellte ,,Chaos* mit
deutlichen Worten: Erst wegreden, dann aussit-
zen, dann schonreden, panisch reagieren, sich
gegenseitig widersprechen, die Schuld anderen
zuschieben, die Opposition beschimpfen. Ver-
antwortlich sei ganz allein die Schulministerin,
personalisierte Lohrmann ihre Vorwiirfe. ,,Frau
Sommer, Sie sind den Schiilern, den Eltern, den
Lehrern fur diese Stiimperei eine Entschuldi-
gung schuldig.“ Aus ihrer Sicht machten die
Vorginge im Schulministerium personelle Kon-
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Ein ,,Sommerabitur™mit:Folgen

Fraktionen streiten um Mathe-AufgabenimZentralabitur

Das ,,Krisenmanagement beim Zentralabitur® machten die Fraktionen von SPD und GRU-
NEN zum Thema einer Aktuellen Stunde im Plenum. Schulministerin Barbara Sommer (CDU)
habe nicht angemessen auf die Kritik von Schiilerinnen und Schiilern reagiert, die Mathe-Auf-
gaben in den Abiturpriifungen seien zu schwer gewesen. Diese Kritik wollten die Fraktionen von
CDU und FDP nicht teilen. Sie verteidigten die Konzeption des Zentralabiturs und sprangen

) e

Sylvia Litimann (GRONE)

der Schulministerin zur Seite.
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Fin‘gesche elesrl anagement warf
Maaﬂaum[up~' erinte
Schaferiihrer’CDU-NachfolgeriniBarbara’
sommery{im Bildhintergrund) yor:
FotosaSchalte’

sequenzen notwendig. Es sei ,billig®, jetzt die
Schulformen gegeneinander auszuspielen und
eine Gesamtschuldebatte anzuzetteln.

Ingrid Pieper-von Heiden (FDP) zeigt sich ent-
tiduscht vom ,,Konzert der schrigen Tone®, das
die Opposition angestimmt habe. Fakt sei, dass
sowohl der Philologenverband als auch der
Realschulverband die Behauptungen zu zent-
ralen Priifungen der Sekundarstufe I als falsch
zuriickgewiesen hitten. Unbestreitbar seien
beim Zentralabitur Probleme aufgetreten, die
man habe vermeiden miissen. ,Nun gilt es, die
Griinde dafiir zu analysieren, um Fehlerquellen
auszurdumen’, forderte die bildungspolitische
Sprecherin der FDP. Erste Schliisse aus einer
Stichprobe zeigten allerdings, dass es beim Abi-
tur an einer ,nicht unbetrichtlichen Anzahl
Gymnasien erkennbare Verbesserungen gege-
ben habe. Daher miisse die Frage erlaubt sein,

Ingrid Pieper-von Heiden (FDP)

warum an den Gesamtschulen viele Schiiler im
Vergleich zu ihren Vornoten abgesackt seien.

Schulministerin Barbara Sommer (CDU) wandte
sich ebenfalls gegen die Vorwiirfe: Im Schnitt
seien die Priifungsnoten um eine halbe Note
abgesunken. Probleme habe es an klar erkenn-
baren Standorten gegeben. Zu den umstrittenen
Priifungsaufgaben fiihrte sie aus, die geforderte
Wahrscheinlichkeitsrechnung sei nachgewiese-
nermaflen lgsbar gewesen. Sommer erginzte zum
Oktaeder: Man habe in den Klausuren deutlich
dariiber informiert, dass bei der Bewertung nicht
nur die Losung, sondern auch der Losungsansatz
zdhle. Um es den ,,Problemfillen® aber zu erspa-
ren, ein zeitaufwendiges Widerspruchsverfahren
anzustrengen, habe man sich fiir die unbiirokra-
tische Wiederholung der Klausuren entschieden.
Fiir Sommer war damit klar: ,,Jeder Schiiler hat
eine faire Chance.* |
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Streit iiber die Auswirkungen von Studienbeitragen geht weiter

Die Positionen kénnten unterschiedlicher nicht sein: ,,Das nordrhein-westfilische Modell der
Studienbeitrige hat sich bewihrt*; erkliren CDU und FDP und sehen Qualitit und Studien-
bedingungen wesentlich verbessert. Die SPD fordert eine neue Studie iiber die Wirksamkeit
von Studiengebiihren, die reprisentativer ist als die vorliegende und sich mit der Sozialver-
triglichkeit befasst. Die GRUNEN verlangen klipp und klar die Abschaffung der sogenannten
»Studienbeitrige und rufen die Landesregierung auf, ,endlich Verantwortung fiir die an-
gemessene bauliche, personelle und sachliche Ausstattung der Hochschulen zu iibernehmen.“
Die Entschlieffungsantrige der Opposition (Drs. 14/7046 und 14/7074) wurden abgelehnt, der

Koalitionsantrag (Drs. 14/6969) angenommen.

o

Dr. Michael Brinkmeier (CDU)

Dr. Michael Brinkmeier (CDU) nannte es ei-
nen richtigen und erfolgreichen, ersten groflen
Schritt, mit dem Studienbeitragsgesetz den Weg
zum Systemwechsel in der Hochschulpolitik des
Landes beschritten zu haben. Niemand konne
diesen Erfolgleugnen. Studienbedingungen und
Lehre verbesserten sich — nach 39 Jahren sozial-
demokratischer Verantwortung im Hochschul-
bereich, in denen sich ein Investitionsstau von
fiinf Milliarden Euro gebildet habe. Jetzt seien
die Hochschulen froh iiber die Einfithrung von
Studienbeitrigen. Sie verwendeten diese Mittel
yverantwortungsvoll und entsprechend den ge-
setzlichen Bestimmungen.“ Sie seien echte Zu-
satzeinnahmen fiir die Hochschulen. Mit dem
Anspruch der Studierenden auf bessere Bedin-
gungen dndere sich auch deren Einstellung zum
Studium. Die Transparenz der Verteilung miisse
aber grofler werden.

Karl Schultheis (SPD) beharrte darauf: Die
Studie sei nicht nur nicht ausgewogen, ,son-
dern statistisch vollig unbrauchbar.“ Es miisse
eine neue her, aber dann ,auf der Grundlage
eines mit dem Parlament abgestimmten Auf-
trages.“ Nicht nur die Hochschulleitungen ge-
horten befragt und nicht nur 161 von knapp
462.000 Studierenden. Im Studienjahr 2007
hitten die Studierenden tiber die Gebiihren den
Hochschulen Einnahmen von 251,94 Millionen
Euro beschert, der Bericht selber erfasse aber
nur knapp 141 Millionen. Die gréften Uni-

Christian Lindner (FDP)

Dr. Ruth Seidl- (GRUNE)

versititen Aachen und Koln — wo es Probleme
gegeben habe — seien nicht einbezogen worden.
Der Grofiteil der Einnahmen sei in die finanzi-
elle Grundausstattung gegangen, dazu seien die
Gebiihren aber nicht gedacht. Der Abgeordnete
zog daraus das Fazit: ,Das Land entlastet sich
zulasten der Studierenden.“ Die Koalition habe
nichts als einen ,,Jubelantrag® vorgelegt.

Christian Lindner (FDP) riumte ein, die in Rede
stehende Studie vom Deutschen Studentenwerk
und dem Stifterverband fiir die Deutsche Wis-
senschaft im Auftrag der Landesregierung sei
vorldufig, ,zum Ende dieser Legislaturperiode
wird noch eine zweite, groflere Studie vorge-
legt.“ Die werde die Ergebnisse der ersten be-
stitigen, zeigte sich der Sprecher tiberzeugt. Er
widersprach auch dem Argument, die Studie
sei nicht reprisentativ fiir die Studierenden:
161 Studierendenvertreter aus den Allgemeinen
Studentenausschiissen und den Fachschaften
hitten sich zu 75 Prozent positiv zu Studienbei-
tragen geduflert. Gerade diese Gruppe habe sich
ja in der Vergangenheit kritisch zur Einfithrung
gedufert.

Dr. Ruth Seidl (GRUNE) urteilte: ,Nach unse-
rer Ansicht ist die Bilanz der Studiengebiihren
anderthalb Jahre nach ihrer Einfithrung ver-
heerend.“ Die abschreckende Wirkung habe zu
einem Einbruch bei den Studierendenzahlen
gefiihrt. Die Qualitit der Studienbedingungen

habe sich nicht spiirbar verbessert. Das sei die
traurige Bilanz ,lhrer Privat-vor-Staat-Politik,
Herr Minister Pinkwart.“ Der Minister solle
die Gebiihren abschaffen und endlich selbst die
Verantwortung fir die Studienbedingungen,
fiir die Studierenden und fiir die Lehrenden in
diesem Land iibernehmen.

Wissenschaftsminister Professor Dr. Andreas Pinkwart
(FDP) lobte das nordrhein-westfilische als das
»sozialvertriglichste Studienbeitragsmodell in
ganz Deutschland.” Durch die Beitrage hitten
die Hochschulen in NRW sehr viel mehr Geld
fiir ihre Aufgaben, ndmlich 450 Millionen Euro
jahrlich, zur Verfiigung, um Studium und Lehre
zu verbessern. Das Modell sei sozial: Die Stu-
dierenden akzeptierten die Moglichkeit der
nachgelagerten Finanzierung. Mehr als 57.000
Studierende konnten davon ausgehen, da sie
BAfoG-Empfinger sind, ,dass sie am Ende
ihres Studiums zumindest zum Teil diese Stu-
dienbeitragsdarlehen nicht zuriickzahlen miis-
sen.“ Es gebe keinerlei Hinweis darauf, dass die
Studienbeitrige das Studienverhalten negativ
beeinflussten, fuhr der Minister fort, das zeigten
die Studienanfingerzahlen. Hier habe man im
Sommer einen Zuwachs von 4,5 Prozent ver-
zeichnet. Man wolle den ,,Wettbewerb zwischen
den Hochschulen auch auf dem Gebiet der bes-
ten Verwendung von Studienbeitrigen und in
dem Bemiihen um beste Transparenz. |

fotos: Schalte

Karl'Sehultheis*(SPD) und Wisslenschaﬂsminister
ProfessortDi-Andreas Pinkwart (hinten)
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Streit um Volkes Stimme

Wahlzusammenlegung erregt weiterhin die Gemiiter

»Ein Stiick aus dem Tollhaus“ oder ,Missachtung des Wihlerwillens“: Die Zusammenlegung
von Kommunalwahlen und Europawahlen sorgte bei der von der Opposition beantragten drit-
ten Lesung im Plenum fiir einen erneuten Schlagabtausch. Fiir CDU und FDP ein ,,Gebot der
Vernunft'; sah die Opposition aus SPD und GRUNEN ,,grofSe verfassungsrechtliche Bedenken“
und ,parteipolitisches Interesse.“ Das Gesetz wurde mit Regierungsmehrheit gegen die Stim-

men der Opposition angenommen.

Rainer Lux (CDU) sah alle Fragen zur Zu-
sammenlegung von Europawahl und Kom-
munalwahlen befriedigend beantwortet: Diese
Entscheidung wirke der Politikverdrossenheit
entgegen, sie verhindere zwei Wahlginge im
Abstand von drei Monaten und erspare auch
den Kommunen unnétige Aufwendungen.
Dennoch bleibe aus seiner Sicht die eigen-
stindige Bedeutung beider Wahlen erhalten.
Wie bei anderen Entscheidungen wiirden auch
diesmal die von der Opposition angekiindigten
»Weltuntergangsszenarien ausbleiben, griff
der CDU-Politiker SPD und GRUNE an.

Hans-Willi Krfges (SPD) warf den Regierungs-
fraktionen vor, mit der Zusammenlegung die-
ser beiden Wahlen parteipolitisches Interesse zu
verfolgen, da man eine Zusammenlegung von
Kommunalwahl und Bundestagswahl verhin-
dern wolle. Gewichtige Griinde fiir eine Zusam-
menlegung vermochte er nicht zu erkennen.
Die vorgezogene Kommunalwahl berge durch
die Uberschneidung der Amtszeit der derzeiti-
gen Amtsinhaber mit den neu gewiahlten Man-
datstridgern grofle verfassungsrechtliche Risi-
ken: ,Der Wihlerwille findet fiir mehr als vier
Monate keine Anwendung.“ Diese Problematik
hitten auch die Sachverstdndigen bestitigt. Das
Gesetzesvorhaben konne also dazu fiihren, dass
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die Rechtmifligkeit der Kommunalwahl letzt-
endlich in Zweifel gezogen wiirde.

Horst Engel (FDP) sah in der Uberschneidung
der Amtszeiten dagegen kein Problem. Eben
dies habe es bereits schon viermal ohne recht-
liche Beanstandungen in anderen Bundeslin-
dern gegeben. Dem einmaligen Nebeneinander
von Amtsinhabern und neuen Mandatstridgern
stiinden ,deutliche Vorteile“ gegeniiber: Man
vermeide in kurzer Zeit drei Wahlgange hin-
tereinander, erhohe damit die Akzeptanz und
Attraktivitit der entsprechenden Wahlen, werte
insbesondere die Europawahlen auf (was auch
zu einer Erhohung der Anzahl der Europaab-
geordneten aus NRW und damit groflerem
Einfluss fithren konne) und verringere den
Organisationsaufwand und damit die Kosten.
Insbesondere schaffe man eine dauerhafte Ver-
bindung, da die Amtszeiten sowohl von Euro-
paparlament als auch Kommunalparlamenten
jeweils fiinf Jahre betrage; der Bundestag wiirde
dagegen alle vier Jahre neu gewihlt.

e

Horst Becker (GRUNE) sah das anders: ,Es
geht der Koalition nicht darum, Wahlen zusam-
menzulegen, sondern die Zusammenlegung be-
stimmter Wahlen zu verhindern: namlich von
Kommunalwahl und Bundestagswahl.“ Aus
seiner Sicht bestehe ein ,sauberes Verfahren
aus zwei Schritten: der Biindelung von Kom-
munalwahl und Bundestagswahl in 2009, wobei
man vorher ankiindige, dass die Amtsperiode
der Kommunalparlamente einmalig verkiirzt
werde. Dann die dauerhafte Zusammenlegung
von Europawahlen und Kommunalwahlen ab
2014. Dies sei aber von der Regierungsmehrheit
nicht gewollt, griff Becker CDU und FDP an:
»Sie machen sich das Wahlrecht zur Beute fiir
ihre parteipolitischen Interessen.

Innenminister Dr. Ingo Wolf (FDP) sah dagegen die
Sachargumente auf seiner Seite: Bei vier Wahl-
terminen in zwolf Monaten sei es ,verniinftig,
hier etwas zusammenzufassen.“ Einen Grund
zur Anfechtung der vorgezogenen Kommunal-
wahlen gebe es nicht, folgerte er aus dem Beispiel
von Baden-Wiirttemberg. Die von der Oppositi-
on gewollte Zusammenlegung von Kommunal-
wahl und Bundestagswahl sei aufgrund der un-
terschiedlichen Wahlperioden nicht von Dauer;
daher unterstiitzte Wolf nachhaltig die Koppe-
lung von Kommunalwahlen und Europawahlen,
da beide alle fiinf Jahre stattfinden. ,,Es ist ein
Stiick aus dem Tollhaus, wenn man die Vorteile
dieser Entscheidung nicht sehen will, meinte
der Minister abschliefend. |
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Foderalismusreform: Umsetzung des Wohn- und Teilhabegesetzes

Entbiirokratisierung, mehr Transparenz in der Betreuung und Pflege sowie die Stirkung des
Verbraucherschutzes standen im Mittelpunkt des von der Landesregierung vorgelegten Ent-
wurfs des Gesetzes zur Umsetzung der Foderalismusreform auf dem Gebiet des Heimrechts
(Drs. 14/6972). Die allgemeine Zielsetzung des Entwurfs zum Wohn- und Teilhabegesetz — dem
Nachfolgegesetz zum Bundesheimgesetz — und der dort verankerte Grundsatz ,,Leben im Heim
— Leben wie zu Hause* stiefSen im Plenumn auf fraktionsiibergreifende Zustimmung.

Sozialminister Karl-Josef Laumann (CDU) unter-
strich, das Gesetz solle ,,die Bediirfnisse der Betrof-
fenen im Heimalltag in den Mittelpunkt stellen.“
Die Einrichtungen, so der Minister, miissten fiir
die Betroffenen da sein und dariiber hinaus sollten
sich die Interessen der Verbande sowie Trigerver-
binde den Interessen der Betroffenen unterord-
nen. Das kiinftige Wohn- und Teilhabegesetz habe
daher zu gewihrleisten, dass die Menschen in den
Betreuungseinrichtungen ,moglichst selbstbe-
stimmt ihren Lebensalltag gestalten und ihre In-
dividualitit leben kénnen.“ Auch miisse das neue
Gesetz mit dem ,,Thema Entbiirokratisieren ernst
machen® so Laumann.

Norbert Killewald (SPD) wies darauf hin, seine
Fraktion habe in den vergangenen Jahrzehnten
fiir NRW stets Wert darauf gelegt, pflegebediirf-
tige Menschen bei der Pflege in den Mittelpunkt
zu stellen. Den von der Landesregierung einge-
brachten Gesetzentwurf lobte der Abgeordnete
ausdriicklich, indem er sagte: ,Man muss aner-
kennend sagen, dass Thr Entwurf hier bundesweit
den konsequentesten Weg geht.“ Bei aller Zustim-
mung, das machte Killewald deutlich, werde die
SPD nicht dazu bereit sein, ,sich fiir einen ge-
meinsamen Weg auf einen Minimalkonsens in der
Pflege einzulassen.*

Norbert Post (CDU) strich heraus, dass die Lan-
desregierung den Lebensalltag und die Lebens-
normalitit behinderter sowie pflegebediirftiger
Menschen in den Mittelpunkt des neuen Gesetzes
stelle. Er rief mit Nachdruck dazu

auf, mit der Entbiiro-
kratisierung ernst

zu machen. ,,Das schone Wort: Schreiben Sie noch,
oder pflegen Sie schon?*, sei hinlidnglich bekannt.
»Wir wollen ein bisschen mehr Zuwendung und
weniger Niederschriften.“ Der Abgeordnete for-
derte auflerdem Transparenz im Heimbetrieb:
»Das heifit fiir die Triger natiirlich auch, den Be-
wohnern ein Stiickchen entgegenzukommen und
den Familien der Bewohner mehr Informations-
moglichkeiten zuzugestehen, so Post.

Dr. Stefan Romberg (FDP) bezeichnete das Wohn-
und Teilhabegesetz als einen ,elementaren Para-
digmenwechsel.“ Angesichts der steigenden Zahl

von pflegebediirftigen
Menschen in den
nichsten Jahren

sei dieser Gesetzentwurf ,,von enormer Bedeutung
fiir dieses Land.“ Romberg begriifite, dass die in
Zukunft jihrlich vorgeschriebenen Kontrollen der
Aufsichtsbehorden prinzipiell ohne Voranmeldung
erfolgen werden. Er nannte dies einen ,,wichtigen
Schritt zu einem besseren Verbraucherschutz, der
fiir Bewohnerinnen und Bewohner von stationi-
ren Einrichtungen bedeutsam ist.“ Und weiter:
»Das hat nichts mit Misstrauen gegeniiber den
Leistungserbringern zu tun, sondern dient alleine
dem Schutzbediirfnis der betroffenen Menschen.“

Fotos: Schalte

Barbara Steffens (GRUNE) fand ebenfalls den
von der Landesregierung vorgelegten Gesetzent-
wurf grundsitzlich positiv. Vor allem zeigte sich
die GRUNEN-Abgeordnete erfreut dariiber, dass
die in einer separaten Arbeitsgruppe zum Wohnen
im Alter ausgearbeiteten Gedanken Eingang in
diesen Gesetzentwurf gefunden hitten. ,Ich glau-
be aber auch® so Steffens, ,,dass wir bei allem Kon-
sens, der in der Lyrik heute vorhanden ist, in den
Detailfragen noch sehr viel Arbeit vor uns haben.
AbschliefSend forderte sie ihre Parlamentskollegin-
nen und -kollegen auf: ,Lassen Sie uns in Ruhe —
auch mit Vertretern von Tragern — kliren, welche
Gefahren und Risiken
worin liegen.“ M



http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/Navigation/Abgeordnete/Inhalt.jsp

Bitte klicken Sie hier, um weitere Informationen iiber die Abgeordneten zu erhalten!

PLENUM

Sozialtarif oder Steuersenkung

Griine legen Vorschlage fiir einkommensschwache Haushalte vor

Droht einkommensschwachen Familien Energiearmut? Die GRUNEN jedenfalls finden, dass
die Politik reagieren muss und schlagen in ihrem Antrag ,Soziale Folgen explodierender
Energiepreise“ (Drs. 14/6958) unter anderem vor, die Mehrwertsteuer flexibel zu gestalten oder
aber den betroffenen Haushalten eine festgelegte Energiemenge als ,,Energieexistenzminimum*
kostenlos zur Verfiigung zu stellen. Der Antrag wurde einstimmig an den federfiihrenden Wirt-

schaftausschuss iiberwiesen.

Reiner Priggen (GRUNE) schlug vor, statt die
Okosteuer zu streichen (»billiger Populismus®),
sollten zwei Wege tiberlegt werden: Zum einen
sozial gestaffelte Tarife und zum anderen ,eine
differenzierte Steuerbetrachtung.“ Damit sei
nicht eine pauschale Senkung der Mehrwert-
steuer gemeint, sondern ein reduzierter Satz fiir
eine angemessene Menge an Energie, ,,die man
zum Leben braucht.“ Die Menge, die dartiber
hinausgeht, solle hoher besteuert werden. Die
andere Losung wiren Sozialtarife, wie sie die
Verbraucherzentrale vorgeschlagen habe. Sie
kdmen nicht nur den Sozialhilfeempfingern,
Alleinerziehenden, Rentnern und Familien mit
Kindern, sondern auch Beziehern normaler
Einkommen (den ,Leistungstrigern®) zugute.
Die GRUNEN seien auch dafiir, die Regelsit-
ze in gewissen Intervallen an die steigenden
Energiepreise anzupassen. Sie wollten ein aus-
driickliches Verbot vollstindiger Strom- und
Gassperren und seien zudem der Meinung, dass
Energiesparziele fiir Energieversorger festgelegt
werden miissten. Am besten, so Priggen, wiirde

die ganze Problematik in einer grofSen Anho-
rung von allen Seiten beleuchtet.

Christian Weisbrich (CDU) hielt nichts von staat-
lichen Eingriffen: ,Tun Sie mir einen Gefallen,
lassen Sie den Markt seine Funktion erfiillen®,
wandte er sich an den Sprecher der GRUNEN.
Es sei keine Aufgabe der Institution Markt, die
soziale Absicherung von Bediirftigen zu gewdhr-
leisten. Sozial vertragliche Strom- und Gastarife
auf Unternehmensebene seien ,ordnungspo-
litisch Unsinn.“ Sie wiirden einkalkuliert und
belasteten so die ,ohnehin gebeutelte“ Mittel-
schicht nur zusitzlich. Weisbrich: ,,Der einzig
saubere Weg zu sozialer Absicherung geht tiber
die Verwendung von Steuereinnahmen und da-
mit iiber die sachgerechte Anpassung beispiels-
weise von Wohngeld und Regelleistungen nach
dem Sozialgesetzbuch.“ Die vorgeschlagene An-
horung zu diesem Thema fand er gut.

Uwe Leuchtenberg (SPD) rdumte ein, man kon-
ne das Problem auf Landesebene nur begrenzt

16sen, der Bund oder Europa seien hier ebenso,
wenn nicht starker gefragt. Nach Ansicht der
SPD habe jeder Mensch Recht auf ein ,,Energie-
Existenzminimum.* Damit auf diese Weise kein
Freifahrtschein fiir Energieverschwendung aus-
gestellt werde, benotige man ,neue intelligente
Stromzihler, mehr Energieberatung und ein
hoheres Engagement der Energieerzeuger.“ Der
Staat miisse die Rahmenbedingungen schaffen,
die eine Mindestversorgung mit Energie sicher-
stellen. Pauschale Steuersenkungen, wie sie die
FDP verlange, seien kein Ausweg, denn diese
kimen beim Verbraucher nicht an, sondern
wiirden von den Unternehmen abgeschopft.
Das wichtigste Mittel gegen steigende Energie-
preise sei immer noch Energieeinsparung. ,,Der
Markt regelt es nicht.“ Energie diirfe auf Dauer
nicht subventioniert werden, ,schon gar nicht
zulasten der Kommunen.

Dietmar Brockes (FDP) fand, die GRUNEN
schilderten das Problem grundsitzlich richtig,
aber mit den vorgeschlagenen Losungen woll-
ten sie ihre ,grundsitzlichen Fehler der Ver-
gangenheit mit weiteren Regeln wieder ausglei-
chen.“ Mehr Biirokratie und mehr Vorschriften
seien nicht der Ausweg, auch keine Eingriffe in
den Markt —im Gegenteil: Mehr Liberalisierung
und Wettbewerb seien in der Lage, die Preise
langfristig stabil zu halten. Wenn dann bei der
sicheren und kostengiinstigen Versorgung mit
Energie die ,ideologischen Scheuklappen® ab-
gelegt wiirden, dann miisste auch der Ausstieg
aus der friedlichen Nutzung der CO2-freien
Kernenergie revidiert werden.

Energieministerin Christa Thoben (CDU) erklir-
te: ,Die finanzielle Sicherung der Energiever-
sorgung einkommensschwacher Haushalte ist
nicht Aufgabe des jeweiligen Energieversor-
gers, sondern ist durch das System staatlicher
Transferleistungen zu regeln.“ Bei der Mehr-
wertsteuer miisse man sich an die EU-Vorga-
ben halten, die sahen entweder den erhohten
oder verminderten Satz vor. Jeder Sozialtarif
miisse irgendwie subventioniert werden; es sei
aber der Gesamtheit der Energieverbraucher
nicht zuzumuten, die Kosten fiir solche sozi-
alen Maflnahmen zusitzlich zu tragen. Strom
und Gas konnten heute abgesperrt werden,
wenn der Zahlungsriickstand 100 Euro und
mehr betrage. Sie konne sich vorstellen, die-
se Grenze zu erhohen. Prepaid-Zihler seien
auch ein Weg, ebenso wie die verstirkte Un-
terstiitzung einkommensschwacher Haushalte
bei Energiesparbemiihungen auf kommunaler
Ebene.
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SPD legt Eilantrag zur Verlangerung der Regelung vor

Mit der Mehrheit von Koalition und GRUNEN hat der Landtag den Eilantrag der SPD (Drs.
14/7014) in direkter Abstimmung abgelehnt, der fiir eine Verlingerung der bestehenden Alters-
teilzeitregelung eintritt. Nicht angenommen wurde zu diesem Thema auch der EntschliefSungs-

antrag der GRUNEN (Drs. 14/ 7054).

Rainer Schmeltzer (SPD) fand, aus ,gutem*
Grund beteiligten sich rund 230.000 Arbeitneh-
mer an den bundesweiten Warnstreiks zur tarif-
lichen Altersteilzeit. Es sei namlich arbeitsmarkt-
politisch sinnvoll, fiir einen iiberschaubaren
Zeitraum die Forderung der Altersteilzeit durch
die Bundesagentur fiir Arbeit (BA) fortzufithren
und sie nicht — wie derzeit geplant — Ende 2009
auslaufen zu lassen. Besonders Arbeitnehmer, die
sich ,,mit ihrer Arbeit kaputt malocht® hitten,
brauchten konkrete Moglichkeiten, den Berufs-
ausstieg selbst zu bestimmen, forderte Schmelt-
zer. Bis 2015 solle die Forderung fortgesetzt wer-
den, wenn ein Unternehmen freiwerdende Stellen
mit Ausbildungsabsolventen besetze. Die CDU
des Landes, die gerade die Altersteilzeit fiir Leh-
rerinnen und Lehrer verlingert habe, solle ihren
Einfluss im Bund in die Waagschale werfen, denn
dort stelle sich ,,die gleiche CDU auf Bundesebe-
ne mit allen Mitteln gegen die Bediirfnisse der
arbeitenden Menschen.“

Rudolf Henke (CDU) bezog Stellung: ,,Natiirlich
sind wir dafiir, die tariflichen Moglichkeiten der
Altersteilzeit zu erhalten.” Der Abgeordnete weiter:
»Aber natiirlich sind wir auch gegen einen staatli-
chen Flankenschutz fiir subventionierte Frithver-

rentung.“ Der SPD-Antrag sei falsch, denn er for-

dere die systematische Frithverrentung und belasse
es bei den Mitnahmeeffekten bei der Wiederbeset-
zung offener Stellen. Es sei zu fragen, ob es gerecht
sei, eine kleine Minderheit, die nur halb arbeite, aus
den Mitteln der Arbeitslosenkasse und dem Steuer-
aufkommen so zu stellen, dass sie bis zu 85 Prozent
ihres letzten Nettogehalts bekomme. Das kénne
man sich in Zukunft nicht mehr leisten.

Dr. Stefan Romberg (FDP) erinnerte daran, dass die
SPD die Rente mit 67 durchgesetzt habe. Jetzt gehe
sie daran, ihre eigenen Beschliisse ,nach und nach zu
marginalisieren.“ Das geschehe auch mit der Agenda
2010 — fiir den Abgeordneten der Beweis, dass sich
die SPD von den Linken immer weiter treiben lasse.
Dass nicht alle Menschen bis 67 arbeiten konnten
und dass ohnehin nur 28 Prozent der iiber 60-Jih-
rigen erwerbstitig seien, das falle der SPD erst jetzt
auf. Sie versuche nun, ,,diesen Ungerechtigkeiten mit
diesem Griff in die arbeitsmarktpolitische Motten-
kiste beizukommen. Die Vorschldge seien nichts
anderes als ein neuer Aufguss der Frithverrentungs-
praxis, ,,die iiber viele Jahre dazu beigetragen hat,
dass iltere Arbeitnehmer sukzessive aus dem Ar-
beitsleben hinausgedringt wurden.

Barbara Steffens (GRUNE) begriindete den
Entschlieffungsantrag ihrer Fraktion zum SPD-

Eilantrag mit dem Hinweis, man konne das The-
ma nicht auf Zuschuss der Bundesanstalt oder
staatliche Subventionierung beschrinken, es miis-
se viel breiter diskutiert werden. Der von vielen
Arbeitnehmern gewiinschte flexible Ubergang in
die Rente diirfe nicht als ,Blocklosung“ gestaltet
werden, bei der man eine Zeitlang voll arbeite
und dann entsprechende Jahre frither in den Ru-
hestand gehe. Steffens: ,,Die Uberginge miissen
besser gestaltet werden. Den Menschen miissen
auch im Sinne des Gesundheitsschutzes gleitende
Ubergiinge angeboten werden.“ Thre Fraktion leh-
ne eine Fortschreibung der gleitenden Regelungen
ab. Sie wolle mehr als eine Losung, bei der unter
einem Deckmintelchen von den Unternehmen
Personalabbau mit BA-Mitteln betrieben werde.

Arbeitsminister Karl-Josef Laumann (CDU) fand,
der SPD-Antrag sei nicht mehr auf der Hohe der
Zeit, ,deswegen muss man ihm die rote Karte zei-
gen.“ Die tariflichen Entwicklungen hitten den
Antrag tiberholt. Betriebliche Regelungen seien
zu Losungen in der Lage, die ohne Hilfe der BA
bewerkstelligt wiirden. Man bendtige auch Ver-
dnderung im Rentenrecht, ,vor allem brauchen
wir mehr Mittel fiir Aus- und Weiterbildung statt
Vorruhestand.“ Hier sei NRW in Deutschland ein
Vorbild, betonte der Minister. Mit der Einfiih-
rung des Bildungsschecks habe man eine Chance
eroffnet und bis jetzt hitten 150.000 Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer davon Gebrauch
gemacht. Sie bildeten sich weiter und blieben
durch lebenslanges Lernen auf der Hohe der Zeit,
»um dem Arbeitsmarkt auch mit zunehmendem
Alter zur Verfugung stehen zu kénnen.“ Die Zei-
ten fir Vorruhestandsmoglichkeiten miissten zu
Ende gehen. Das miisse auch die SPD in NRW
begreifen.

... fiir die Abschaffung der Kopfnoten iiberreichte der Vor-
stand der Landesschiilerlnnenvertretung, reprasentiert
durch Miriam Bohm, Johannes Struzek, Horst Wenzel und
Nick Acheampong, vor den Sommerferien Landtagsvizepra-
sident Edgar Moron. Ebenfalls anwesend waren die schulpo-
litischen Sprecherinnen und Sprecher der Fraktionen, Klaus
Kaiser (CDU), Ute Schafer (SPD), Ingrid Pieper-von Heiden
(FDP) und Sigrid Beer (GRUNE).
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,Lust auf Europa“

Mt

Der Hauptausschuss debattierte unter der Leitung von Werner Jostmeier (CDU) iiber das The-
ma ,,Mitten in Europa — Zur Bedeutung der Regionen nach Lissabon.“ Als Experten waren
geladen Elmar Brok, Vertreter des Europiischen Parlaments bei der Regierungskonferenz zur
Reform der Europdischen Union, und Anton Kokalj, Vorsitzender des Europaausschusses des
Parlaments der Republik Slowenien. Dieses Land, an der EU-Auflengrenze, zwischen Oster-
reich, Italien und Kroatien gelegen, hatte von Januar bis Juni 2008 die Ratsprisidentschaft der
Europdischen Union inne. Es ist das erste Mal, dass einer der neuen Mitgliedsstaaten, ein post-
sozialistischer, ein slawischer Staat die Prisidentschaft iilbernommen hat.

ementsprechend bildete der Dialog
D mit den Balkanstaaten, die Stabilitit

insbesondere der westlichen Balkan-
lander, einen Schwerpunkt der europiischen
Politik der letzten Monate. Nicht ohne Stolz
konnte Anton Kokalj darauf verweisen, dass
die vor allem von Serbien nicht akzeptierte Un-
abhingigkeitserkldrung des Kosovo trotz aller
Warnung relativ ruhig und friedlich iiber die
Biithne gegangen sei. Hier wie auch in anderen
Fragen habe die slowenische Prisidentschaft
viel stille ,Hintergrunddiplomatie geleistet.
Ein Grund mehr, dass der ,interkulturelle
Dialog® zu einem weiteren Eckstein des letzten
Halbjahres wurde.

Natiirlich miissten auch die anderen Poli-
tikbereiche vorangetrieben werden: allen vor-
an die Ratifizierung des Vertrags zur Reform
der Européischen Union (der sogenannte ,,Lis-
sabonvertrag®, der die wirtschaftliche um eine
politische und soziale Dimension erginzen
soll). Dann die Forcierung der sogenannten
,Lissabonziele, die vor allem iiber die Stir-
kung der ,,Wissensgesellschaft®, des grenziiber-
schreitenden Handels sowie des umweltscho-
nenden Wirtschaftens und einer nachhaltigen
Energieversorgung die Union zum wettbe-
werbsfihigsten und dynamischsten wissensba-
sierten Wirtschaftsraum der Welt machen soll.
Damit einher gehe auch die Weiterentwick-
lung der internationalen Rolle der EU. Als ein

Landtagsprésidentin Regina van
Dinther begriiBte die europdischen
Gaste. Anton Kokalj, Mitglied des
slowenischen Parlaments, und
Elmar Brok, Mitglied des Europa-
ischen Parlaments, trugen sich
vor der Sitzung des Hauptaus-
schusses in das Gastebuch des
Landtags ein. Foto: Schilte

‘

wesentliches Ergebnis der slowenischen Rats-
prisidentschaft hob Kokalj die bereits jetzt
erorterte Umsetzung des Reformvertrags hin-
sichtlich des Ausbaus der Rolle der nationalen
Parlamente wie auch — davon abgeleitet — der
regionalen Parlamente mit gesetzgeberischen
Befugnissen hervor.

NAHER BEI DEN BURGERN

In die gleiche Kerbe schlug Elmar Brok,
der als Europaabgeordneter maf3geblich an
den Anldufen zu einer politischen Union mit-
gewirkt hat. Klimawandel, grenziiberschreiten-
de Kriminalitdt, Terrorismus, Globalisierung
oder Migration — alle diese Themen erforder-
ten eine handlungsfihige Union, so sein Cre-
do. Dies miisse aber begleitet werden durch
eine Stirkung der demokratischen Strukturen
der Union: sprich einer Stirkung des europi-
ischen Parlaments (das laut dem vorliegenden

h
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Reformvertrag zu einem gleichberechtigten
Gesetzgeber werden soll), aber auch — gemifl
dem sogenannten Subsidiaritdtsprinzip — der
nationalen Parlamente.

Dieses bedeute aber auch eine Stirkung
der regionalen Parlamente, die bei Annahme
des Reformvertrags entweder iiber den Euro-
péischen Ausschuss der Regionen wie tiber ihr
nationales Parlament Einfluss ausiiben konn-
ten. Immerhin seien die Regionen iiber den
»Lissabonvertrag“ zum ersten Mal rechtlich
abgesichert, auch wenn man keine einheitli-
che, zentralisierte Definition ihrer Rolle und
Befugnisse anstrebe. ,Mafligung mag sich loh-
nen®, so lautete nicht nur fiir diesen Bereich
der Ratschlag des erfahrenen Europapolitikers.
In dem sich formierenden neuen Europa regte
er eine verstirkte grenziiberschreitende Zu-
sammenarbeit an; es konne sinnvoll sein, dies
iiber eine sogenannte ,,Grenzklausel“ abzusi-
chern, die gerade die Grenzregionen vor zuviel
nationaler oder gar europiischer Regelungs-
wut schiitzen soll. In diesem Sinne kénne die
neue europdische Kompetenzverteilung even-
tuell auch im positiven Sinne ,erzieherisch®
wirken, meinte Brok mit einem Seitenblick auf
den bundesdeutschen Foderalismus.

»Europa als Union im Interesse der Biir-
ger” und ,,Europa beginnt hier bei uns“ war
denn auch das Fazit, das man mit Blick auf die
anschliefende Diskussion im Hauptausschuss
mit den beiden Gisten ziehen konnte. Ein
gelungener Auftakt.
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Europapolitische Themen
spielen im Landtag...

Wenn NRW seine
Position in Europa halten
und stirken will...

Die Idee ,,Benelux
plus NRW“ist...

Die vier Euregios
in NRW haben viel
erreicht. Jetzt...

NRW ist fiir die Aufgabe
als Logistikzentrum
und Transitland Nr. 1...

Die Biindelung
von Europawahl und
Kommunalwahl in NRW...

Das Markenzeichen
NRW ist in Europa...

[

Ilka Freifrau von Boeselager
(CDU)

... uiberall eine wichtige Rolle: von A wie Agrarpolitik
bis Z wie Zuwanderungspolitik. Rund 80 Prozent unserer
rechtlichen Vorgaben kommen aus Briissel — sie betref-
fen wirklich alle Ressorts. Als grofite Region Europas hat
NRW die Europapolitik deshalb im Hauptausschuss des
Landtags angesiedelt.

. muss Europa als Friedensordnung, als Raum der
wirtschaftlichen Prosperitit, der sozialen Sicherheit und
vor allem als Heimat gestaltet werden. Gerade auch jun-
ge Menschen sollen das richtig erleben. Mit einem Antrag
zur Stiarkung der Europaschulen haben wir diesen Ansatz
untermauert.

... fiir die CDU-Fraktion ein Herzensanliegen, weil sie
den europdischen Gedanken von Freundschaft und Zu-
sammenarbeit konkretisiert. Der neu aufgelegte Vertrag
iiber die Benelux-Union, der 2010 in Kraft treten soll, baut
Grenzen weiter ab und bietet neue Gestaltungsmoglich-
keiten vertiefter Zusammenarbeit.

. miissen wir die grenziiberschreitende Zusam-
menarbeit weiter ausbauen und den Mehrwert auch in
den grofleren europidischen Raum tragen. Der kulturelle,
wirtschaftliche und soziale Austausch, den die Euregios so
erfolgreich verdichtet haben, muss Vorbild fiir die Europa-
ische Union der 27 werden.

... bestens geriistet und weiter gefordert. Um die
Landeshauptstadt Diisseldorf leben im Radius einer Lkw-
Tagesreise rund 150 Millionen Menschen. NRW hat eine
der leistungsfahigsten Verkehrsinfrastrukturen, die wir in
puncto Umweltvertriglichkeit und Funktionalitidt klug
weiterentwickeln werden.

... kommt beiden Wahlen zugute und wird schon in
acht anderen Bundeslindern erfolgreich praktiziert. Die
Zusammenlegung reduziert die Wahltermine, spart Kos-
ten und wirkt der Wahlmiidigkeit entgegen. Wichtig ist,
dass die Themen der beiden Wahlen zwischen ,,kommu-
nal“ und ,,europiisch® klar zu trennen sind.

... ein Aushéngeschild. In dem Wissen, dass das grofie
Plus europdischer Politik fiir jeden Einzelnen auch wirk-
lich fassbar werden muss, betreibt NRW iiber seine neu
aufgestellte Landesvertretung in Briissel eine zielorientier-
te und aktive Interessenvertretung.

Wolfram Kuschke (SPD)

... immer schon eine grofle Rolle. Es gibt aber noch
eine Menge zu kliren. Zum Beispiel haben die Linder
nach der ersten Foderalismusreform bei Medien, Kultur
und Bildung die Hoheit. Wir miissen regeln, wie, wo und
wann hier die Landesparlamente als hochste Entschei-
dungsinstanz einbezogen werden.

... dann darf es nicht als Solist auftreten. Wir sind
zwar grofl und selbstbewusst, aber wir brauchen auch
starke Biindnispartner fiir unsere jeweiligen Anliegen. Es
fehlt hier zurzeit an gemeinsamen Initiativen mit ande-
ren Regionen, insbesondere in wichtigen industrie- und
standortpolitischen Fragen.

. auf dem Papier ganz sympathisch, scheitert aber
einerseits an der verfassungsrechtlichen Realitit und an-
dererseits ganz praktisch daran, dass man sich im Bene-
luxraum alles andere als einig ist. Besser als eine solche
Politik von oben, sind Ansitze von unten, insbesondere
auf Basis der konkreten Arbeit der Euregios.

. muss man neue Wege gehen und den Euregios
mehr Spielraum geben. Die Niederldnder und Belgier sind
zum Teil schon viel weiter als wir. Wir miissen hier nicht
mehr linger nur an grenziiberschreitende Radwege, son-
dern an knallharte Standortfragen in einer grofien Nord-
westregion denken. Ein Logistikverbund Venlo-Duisburg
in der Euregio Rhein-Waal wire dafiir ein Beispiel.

... dank jahrzehntelanger hervorragender Arbeit auch
gut geriistet. Wir miissen aber schnell die wichtige Frage
der Seehafenanbindung klaren. Auch solche Debatten wie
um den Flughafen Kéln sind keine gute Standortwerbung.
So etwas wird in Europa registriert und lost dort nur
Kopfschiitteln aus.

. ist in der beabsichtigten Art und Weise rechtlich
und politisch fragwiirdig. Die Biirgerinnen und Biirger
haben Anspruch auf eine ziigige und klare Umsetzung von
Wahlergebnissen, was nach den Absichten der Landesre-
gierung bei den Riten, Kreistagen, Biirgermeistern und
Landriten nicht gegeben ist.

... gut angesehen, aber im Standortmarketing noch
mehr zu nutzen. Dabei muss es um klare Strategien, Ver-
netzung und Kooperation gehen und nicht um die Frage,
ob die Schreibweise ,NRW genutzt oder ,Nordrhein-
Westfalen® ausgeschrieben wird.
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Diesmal sind es die europapolitischen Sprecher der Fraktionen.

Dietmar Brockes (FDP)

.. regelmiflig eine Rolle, leider manchmal eine un-
tergeordnete. Gerade weil NRW die bevolkerungsreichste
Region in der EU ist, sollte sich das Parlament als Gesetz-
geber noch stirker proaktiv in den europdischen Eini-
gungsprozess einbringen und die guten Beziehungen zu
den Nachbarstaaten weiter intensivieren.

.. muss Nordrhein-Westfalen zum Innovationsland
werden. Und seit der Regierungsiibernahme von FDP
und CDU befindet sich unser Land auf bestem Weg dazu.
NRW ist die europdische Kernregion im Herzen der EU, es
ist zentrale Drehscheibe fiir Wirtschaft, Handel und Ver-
kehr und muss dies auch bleiben.

... richtig und wichtig. Im zusammenwachsenden Eu-
ropa erhilt die partnerschaftliche Zusammenarbeit, die
NRW gerade mit seinen direkten Nachbarlindern pflegt,
immer stirkere Bedeutung. Die Interessen dieser ,,neuen
europdischen Region“ werden so besser gebiindelt, ge-
meinsame Projekte schneller realisiert.

... bedarf es einer Fortentwicklung. In den Euregios
wird bereits européisch gedacht und gehandelt. Teile der
Politik laufen dem jedoch hinterher. Viele gesetzliche Vor-
gaben hemmen die grenziiberschreitende Zusammenar-
beit zu meinem Bedauern noch.

... gut, aber noch nicht gut genug geriistet. Aufgrund
zu geringer Investitionen des Bundes besteht bei Ausbau-
mafinahmen im NRW-Autobahnnetz Nachholbedarf. Um
die stark wachsenden Giiterverkehre zu bewiltigen, miis-
sen der Eiserne Rhein und die Betuwe-Linie zu leistungs-
fahigen Schienenverbindungen ausgebaut werden.

... stirkt beide Wahlen und fiihrt zu steigender Wahl-
beteiligung, da neben Inldndern auch EU-Biirger bei bei-
den Wahlen berechtigt sind. Eine hohere Beteiligung bei
der Europawahl fiihrt dazu, dass mehr Abgeordnete aus
NRW ins Europdische Parlament entsandt und regionale
Interessen besser vertreten werden.

... die Lage im Herzen von Europa mit seinen vielen
unterschiedlichen schonen Regionen, freundlichen Men-
schen und erfolgreichen Unternehmen, wo Bewihrtes
und Traditionelles bewahrt und Innovationen mutig und
kompetent angegangen werden.

Sylvia Lohrmann (GRUNE)

. eine immer wichtigere Rolle — auch wenn ihnen
oftmals nicht die Aufmerksamkeit zukommt, die eigent-
lich angemessen wire. Immerhin werden heute 80 Prozent
der deutschen Gesetze auch durch Vorgaben aus Briissel
mitbestimmt. Deswegen muss sich der Landtag frithzeitig
in die européischen Debatten einschalten.

... muss das Land seine Interessen kldren und klar Po-
sition gegentiber Berlin und gegeniiber Briissel beziehen.
Dabei sollten auch der Landtag und die einzelnen Fraktio-
nen stidrker in Briissel prasent sein.

. nicht zeitgemafl. Die Zusammenarbeit mit den
Benelux-Landern ist gut, sie muss gepflegt und ausgebaut
werden. Dies sollte aber im Rahmen der Europiischen
Union und nicht mit NRW ,als 5. Rad des doch etwas
altertiimlichen Benelux-Vertrags passieren.

. miissen wir die Erfolge in die Breite tragen und
noch mehr Menschen und Einrichtungen fiir eine Betei-
ligung gewinnen. Das Europa der Regionen wichst von
unten.

... nicht geriistet. Die einseitige Stralenvorrangpolitik
der Regierung fithrt zu einer LKW-Lawine mit erhebli-
chen Folgen fiir Mensch und Umwelt. Wir brauchen keine
Monstertrucks, sondern die Verlagerung von Giterver-
kehr auf Ziige und Schiffe, z.B. durch eine Staffelung der
LKW-Maut nach Entfernung.

... ist ein durchsichtiges parteitaktisches Mangver von
CDU und FDP, das zudem aus europapolitischer Sicht
extrem peinlich ist. Schlieflich hofft vor allem die FDP
davon zu profitieren, dass die Wahlbeteiligung bei der Eu-
ropawahl geringer sein wird als bei der Bundestagswahl im
Herbst.

... immer noch zu wenig bekannt. Um so mehr ist es
Aufgabe auch des Landtags, die Pluspunkte NRWs — nam-
lich seine wirtschaftliche Stirke, seine kulturelle Vielfalt,
seine immense Integrationsleistung — immer wieder posi-
tiv herauszustellen.

Idee und Umsetzung:
Jiirgen Knepper und
Sebastian Wuwer.
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Hauptausschuss berat weitere Schritte im Einigungsprozess

Klima und Energie, Sicherheit, Landwirtschaft, Einwanderung und Asyl — alles Themen, die
eine einzelne Region, ja auch ein einzelner Staat nicht mehr allein losen kann. Daher stan-
den sie im Mittelpunkt des Berichts vom franziosischen Generalkonsul Gilles Thibault am
21. August 2008 im Hauptausschuss des Landtags. Unter der Leitung seines Vorsitzenden
Werner Jostmeier (CDU) nutzte der Ausschuss diesen Anlass, um auch weitere europapolitische
Themen wie die Stirkung eines Europas der Regionen zu erirtern. Ein weiterer Hintergrund:
Am Tag der Sitzung jihrte sich zum 40. Mal der Jahrestag der gewaltsamen Niederschlagung
des ,,Prager Friihlings.“ Die Vision eines friedlichen Zusammenlebens der Volker einte daher

die verschiedenen Fraktionen.

eneralkonsul Gilles Thibault betonte
Gin seiner Rede iiber das Programm der

franzosischen Ratsprasidentschaft (von Juli
bis Dezember 2008) zunichst die europdische
Zusammenarbeit im Bereich Energiesicherheit
und Klimaschutz. Es wird angestrebt, in einem
Energiepaket alle diesbeziiglichen Gesetzestex-
te vor Ende der Legislaturperiode des EU-Par-
laments im Juni 2009 zu verabschieden. Eben-
falls als Paket sollen gemeinsame Grundsitze
zur Einwanderungs- und Asylpolitik behandelt
werden, und zwar nicht gegen, sondern in Zu-
sammenarbeit mit Entwicklungslindern. Eine
grofere Ubereinstimmung und Handlungsfi-
higkeit im Bereich der européischen Sicherheit
war der dritte Schwerpunkt seiner Rede. Hier
spielte das Thema , Kaukasus® natiirlich eine
zentrale Rolle. Abschliefend kiindigte Thi-
bault fiir die Zeit nach 2013 eine Uberpriifung

der Gemeinsamen Europdischen Agrarpolitik
(GAP) an.

Dass die Zusammenarbeit in Europa, dass
die deutsch-franzosische Freundschaft nicht
selbstverstindlich ist, sondern immer wieder
neue Anstrengungen erfordert, hob die CDU-
Sprecherin im Ausschuss, Ilka von Boeselager,
hervor. Der SPD-Sprecher, Wolfram Kuschke,
stellte die Rolle der Regionen auch im europi-
ischen Konzert heraus. Allerdings mahnte er
mit einem kleinen Seitenblick auf Frankreich
als derzeitigem Ratsprasidenten auch eine ge-
wisse Zuriickstellung eigener Interessen an. Fiir
Griinen-Sprecherin Sylvia Lohrmann waren die
Reform der EU-Institutionen und die damit
verbundene stirkere Handlungsfihigkeit der
EU von zentraler Bedeutung.

An diese Punkte kntipfte auch Europaminis-
ter Andreas Krautscheid an. Er unterstrich die

Bedeutung des Reformvertrags von Lissabon,
aber auch die Notwendigkeit fairer Rahmenbe-
dingungen im Bereich von Energieerzeugung
und -verbrauch. Mit Blick auf das Frankreich-
NRW-Jahr 2008/2009 verwies er auf dessen
Ausrichtung mit langfristiger Perspektive. Dies
werde auch dadurch deutlich, dass die politische
Delegation nach Paris am 3. Oktober von 2.000
Kindern und Jugendlichen begleitet werde.

Die Vorbereitung und die Abschitzung der
Folgekosten der europdischen Dienstleistungsrichtlinie
war zweiter Tagesordnungspunkt des Haupt-
ausschusses. Hier geht es unter anderem um die
Einrichtung ,Einheitlicher Ansprechpartner,
die Uberpriifung der Ubereinstimmung des
deutschen Rechts mit der Richtlinie (Normen-
screening) sowie die Zusammenarbeit mit Be-
horden aus anderen EU-Mitgliedstaaten. Den
Bundeslindern kommt bei der Umsetzung der
Richtlinie also eine besondere Rolle zu. Staats-
sekretdr Karsten Beneke sagte die notwendigen
Schritte und Informationen noch fiir dieses
Jahr zu. Daher wird das Thema auf einer der
kommenden Sitzungen des Ausschusses weiter
erortert.

Die Starkung des Europas der Regionen war das
Ziel eines Antrags von CDU und FDP (,Rati-
fizierung des Vertrags von Lissabon positiv be-
gleiten®, Drucksache 14/6674) sowie eines zwei-
ten Antrags der SPD (,,Europa ist einen groflen
Schritt vorangekommen, aber noch nicht am
Ziel, Drucksache 14/6756). Alle Fraktionen
waren sich aber einig, angesichts der aktuellen
Probleme bei der Ratifizierung mit der Weiter-
behandlung dieser Antrdge zu warten. Sie wol-
len versuchen, ,,zum richtigen Zeitpunkt* eine
gemeinsame Positionierung zu finden.

Der Sachstandsbericht der Landesregierung
zum Allfraktionen-Beschluss ,Fremdenfeindlichkeit,
Rassismus und Antisemitismus in Nordrhein-Westfalen kei-
ne Chance geben!” rundete die Ausschusssitzung
ab, die auf Fragen des friedlichen und freund-
schaftlichen Zusammenlebens der Volker aus-
gerichtet war. Wie die Beitrige von Edgar Mo-
ron (SPD), Ilka von Boeselager (CDU) und
Sylvia Lohrmann (GRUNE) zeigte, war man
sich fraktionsiibergreifend dariiber einig, dass
der Rechtsextremismus mit seinen neuen, sub-
tilen Methoden eine der grofiten Gefahren fiir
Pluralismus und Demokratie darstellte. Auch
in Zusammenarbeit mit anderen Ausschiissen
sollen konkrete Moglichkeiten zu dessen Be-
kampfung erortert werden.

Ausschussvorsitzender Werner Jostmeier (li.) begriifte den
franzosischen Generalkonsul Gilles Thibault.  Foto: Schilte
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Das 2003 in Kraft getretene nordrhein-westfdlische Mittelstandsgesetz soll ,,die Leistungskraft
und Wettbewerbsfdhigkeit der mittelstandischen Wirtschaft sichern und stirken.“ Ob und in-
wieweit das geltende Gesetz die gewiinschte Zielsetzung erreicht hat und ob es gegebenenfalls
einer Anderung bedarf, diskutierten Sachverstiindige in eirler Art Zwischenbilanz bei einer 6f-
fentlichen Anhorung im Ausschuss fiir Wirtschaft, Mittelstand und Energie (Vorsitz Franz-Josef

Knieps, CDU).

n der Diskussionsrunde herrschte die An-
Isicht vor, im Riickblick habe das Gesetz zur
Férderung und Stirkung des Mittelstands
auf die kleinen und mittelstindischen Un-
ternehmen in Nordrhein-Westfalen keinerlei
positive Auswirkungen gezeigt. Die Vertreter
des Bauindustrieverbands NRW sowie der Ar-
beitsgemeinschaft der Kommunalen Spitzen-
verbiande hielten das Gesetz — das nach ihrer
Auffassung an vielen Stellen zusitzliche Biiro-
kratie und administrativen Aufwand schaffe —
fiir nicht zwingend erforderlich und pladierten
daher fiir eine grundsitzliche Aufthebung. Ste-
fan Schaub von den Wirtschaftsjunioren NRW
fragte: , Warum miissen wir in NRW ein Gesetz
haben, nur weil es andere haben?“ Er setzte sich
wie andere dafiir ein, das Gesetz nach Ablauf
der Fiinfjahresfrist auslaufen zu lassen und fiig-
te hinzu: ,Zumindest einen kleinen Teil zum
Thema Biirokratieabbau konnte man damit
leisten.“

Dr. Bernhard Lagemann (Rheinisch West-
falisches Institut fiir Wirtschaftsforschung)
merkte kritisch an, die ersatzlose Streichung
habe eine problematische Signalwirkung auf
die Mittelstandsfreundlichkeit der Legislative
und Exekutive des Landes zur Folge. Dartiber
hinaus, so Lagemann, sei eine ,,seridse abschlie-
Bende Bewertung ohne eine wissenschaftliche
Evaluierung durch unabhingige externe Ex-
perten nicht moglich.“ Neben Andre Busshu-
ven (Verband Freier Berufe in NRW) zogen
auch die iibrigen Sachverstindigen die Schluss-
folgerung, dass das Gesetz nicht die Wirkung
entfaltet habe, die man von ihm erwartet hat-
te. Dennoch hielt der iiberwiegende Teil der
an der Anhorung teilnehmenden Experten
eine Aufhebung des Mittelstandsgesetzes fiir
nicht sachdienlich. Wolfgang Michels von der
ZENIT GmbH schlug vor: ,,Wir mochten das
Gesetz nicht abschaffen, weil es nicht schid-
lich ist. Aber damit es was nutzen kann, muss

Eine erste Zwischenbilanz zum Mittelstandsgesetz NRW
zogen Sachverstandige im Wirtschaftsausschuss (Vorsitz
Franz-Josef Knieps, vorne). Foto: Schalte

es mit konkreten Mafinahmen belegt werden,
damit es beim Mittelstand ankommt.*

Zum Stichwort Anderungs- bzw. Anpas-
sungsbedarf sprach sich Hans Georg Crone-
Erdmann (Vereinigung der Industrie und Han-
delskammern NRW) dafiir aus, die Position des
Mittelstandsbeauftragten sowie die des Mittel-
standsbeirats aufzugeben. ,Ein Beauftragter, der
in administrativer Abhingigkeit der Landesre-
gierung ohne eigene unabhingige Kompetenz
und ohne Initiativrechte gegeniiber Landesre-
gierung und Parlament eingerichtet wird, kann
kein wirkliches Gewicht im Sinne der Funktion
eines Ombudsmanns gewinnen.“ Des Weiteren
forderte Crone-Erdmann einen nicht-institu-
tionellen Beirat, der sowohl vom Parlament, als
auch der Landesregierung angerufen werden
kann. Der Vertreter des NRW-Handwerkstags,
Dr. Thomas Koster, appellierte: ,,Wir sollten
uns darauf konzentrieren, wie man dem Gesetz
schirfere Zihne verleihen kann.“ Koster regte
an, den Passus ,Arbeits- und Ausbildungsplitze
in der mittelstindischen Wirtschaft zu sichern
und neu zu schaffen® als neues Ziel in das Ge-
setz einzufiigen.

KONKRETE HILFE

Guntram Schneider, DGB-Vorsitzender in
NRW, unterstrich den Appell und forderte im
Interesse der Unternehmen und vor allem der
Beschiftigten ein effektives Mittelstandsgesetz.
Aus Sicht von Rolf Zimmermann (Bauge-
werbliche Verbinde) sei die Zusammenarbeit
zwischen Land, Gemeinden und Gemeinde-
verbidnden ,enorm verbesserungswiirdig.“ Mi-
chael Vogelsang vom Bundesverband Mittel-
stindische Wirtschaft (BVMW) sah nur eine
komplette Neuformulierung des Gesetzes als
sinnvoll an. Ein neues Gesetz, so Vogelsang,
,muss kleinen und mittleren Unternehmen
konkrete Hilfestellungen und Rechtsbefug-
nisse gegeniiber Verwaltungen einrdumen.”
Ebenso regte der BVMW-Vertreter an, Land
und Kommunen dazu zu verpflichten, sich ei-
ner regelmifligen Beratung bzw. Evaluierung
ihrer Mittelstandsfreundlichkeit zu unterzie-
hen und die Ergebnisse zu veréffentlichen.
AbschlieBend merkte Michels (ZENIT) mit
Nachdruck an, das Mittelstandsgesetz miisse
auch eine Antwort auf die globalen Herausfor-
derungen der Internet-getriebenen Dienstleis-
tungsgesellschaft finden. |
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1. Jugend-Landtag Nordrhein-Wel

Abgeordnete fiir drei Tage _

1. Jugend-Landtag ermoglichte spannende Einblicke in die politische P;axi
' -

»Erstaunlich, wie anstrengend ein Tag im
Parlament ist. Jetzt weifd ich, wie stressig
das Leben eines Abgeordneten sein

muss.“ Diese Meinung des 16-jih-

rigen Chris Maslowski aus Sen-

denhorst teilten die meisten
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fahren: Die demokratische
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oft miihsam, aber immer
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Landtag gemeinsam mit seinen Partnern

— der Stiftung Mercator und der UNI
Duisburg-Essen — den jungen Gisten die Ab-
ldufe der Parlamentsarbeit vermitteln. Bei den
187 Landtagsabgeordneten hatten sich die
Jugendlichen aus ganz Nordrhein-Westfalen
erfolgreich fiir eine Teilnahme am 1. Jugend-
Landtag beworben. In Arbeitskreisen und Frak-
tionssitzungen, in Fachausschiissen und einer
abschlieffenden Parlamentsdebatte setzten sich
die Jungpolitiker mit Themen auseinander, die
fiir sie auch im Alltag von Bedeutung sind.

So beschiftigten sie sich damit, ob zukiinf-
tig wirtschaftliche Werbung an Schulen erlaubt
sein soll, und ob die Kommunen in Nordrhein-
Westfalen zur Einfiihrung von Jugendparla-
menten verpflichtet werden sollen (Beschluss-

So lebensnah wie mdoglich wollte der

—_——

fassungen: siche Kasten oben). ,,Es ist ein tolles
Gefiihl, einmal das zu tun, was sonst Aufgabe
der Abgeordneten ist. Sonst nimmt man Politik
ja nur iiber die Medien wahr*, fasste zum Bei-
spiel die 16-jahrige Katrin Kandler aus Heins-
berg ihre Eindriicke zusammen.

Das Interesse junger Menschen an Politik
und Demokratie zu fordern, das war Ziel des
1. Jugend-Landtags NRW. Unterstiitzt wurde der
Landtag in diesem Anliegen von den Jugendorga-
nisationen der im Landtag vertretenen Parteien
sowie zahlreichen Verbinden und Vereinen, die
sich den Teilnehmerinnen und Teilnehmern auf
einem ,Markt der Moglichkeiten® préasentierten.

Die Jugendlichen nutzten auflerdem die
Chance, mit den ,echten“ Landtagsabgeordne-
ten aus allen Fraktionen in Kontakt zu kommen.
Von deren Seite erhielten sie viel Lob fiir ihre
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JDer Jugend-landtag hélt an einem grundsétz-
lichen wirtschaftlichen Werbeverbot an den Schulen in
Nordrhein-Westfalen fest und bittet den Landtag, diesen
Beschluss in seinen zustdndigen Fachausschiissen zur
Kenntnis zu nehmen.”

.Der Jugend-landtag Nordrhein-Westfalen unter-
stiitzt die verpflichtende Einfiihrung von Kinder- und Ju-
gendbeiréten auf kommunaler Ebene, um Jugendlichen
in der kommunalen Politik mehr Gehdr und Handlungs-
féhigkeit zu verschaffen, sofern die Jugendlichen einer
Gemeinde den Wunsch danach duBern. Die Kinder- und
Jugendbeiréte sollen Initiativ- und Stimmrecht bei ju-
gendrelevanten Themen in den Ausschiissen haben. Die
politische Bildung ist sicherzustellen. Eine Evaluation
der Jugendparlamente ist vorzunehmen. Der Landtag
von Nordrhein-Westfalen mdge diesen Beschluss in sei-
nen zustandigen Fachausschiissen zur Kenntnis nehmen
und hieriiber beraten.”

Bereitschaft, eigene Meinungen in demokrati-
schen Prozessen zu vertreten. ,,Es wiirde mich
nicht wundern, wenn wir in ein paar Jahren
einige der Jugendlichen als gewihlte Abgeord-
nete im Landtag wiedersehen®, erklarte Land-
tagsprésidentin Regina van Dinther. Sie zeigte
sich auf einer abschlieBenden Pressekonferenz
zuversichtlich, dass es im kommenden Jahr eine
Neuauflage des Jugend-Landtags geben wird.
Dann erhalten weitere Jugendliche die Moglich-
keit, ftir drei Tage ,Abgeordneter zu sein. SW

Sachbereich Jugend und Parlament: Doro Dietsch,
Telefon (0211) 884-2450, dorothea.dietsch@landtag.nrw.de

Eine ausfiihrliche Berichterstattung iiber den Jugend-Land-
tag finden Sie im Internet unter www.landtag.nrw.de unter
Jugendangebot” und dort in der Rubrik ,Jugend-Landtag.”




AUSSCHUSSE

ie Insolvenzen der Kaufhausketten
DHertie und Sinn-Leffers beschiftigten

den Ausschuss fiir Wirtschaft, Mittelstand und
Energie (Vorsitz Franz-Josef Knieps, CDU) in
seiner ersten Sitzung nach der Sommerpause.
Staatssekretidr Dr. Jens Baganz aus dem nord-
rhein-westfilischen ~ Wirtschaftsministerium
versicherte den Abgeordneten, dass die Lan-
desregierung den Konsolidierungsprozess von
Hertie und Sinn-Leffers ,konstruktiv beglei-
ten“ werde. So sei daran gedacht, im Bedarfs-
fall Auffanggesellschaften fiir die Beschiftigten
der Kaufhduser zu griinden. Die Ausschuss-
mitglieder nahmen diese Informationen zum
Anlass, um tiber die Ursachen der Insolvenzen
zu diskutieren. SPD und GRUNE forderten
eine grundlegende Debatte iiber die wirt-
schaftliche Situation des Einzelhandels. Die
Zahl der Firmenschliefungen sei besorgniser-
regend, meinte der wirtschaftspoli-
tische Sprecher der SPD-Fraktion,
Thomas Eiskirch. CDU und FDP
dagegen erklirten, dass es keine
»Insolvenzwelle“ im Land gebe.
Dietmar Brockes, wirtschaftspoli-
tischer Sprecher der FDP-Fraktion,
betonte: ,,Die Zahl der Insolvenzen
ist seit Jahren ricklaufig.”

en jiingst bekannt gewor-
denen Missbrauch von
Kontodaten machte die

SPD-Fraktion zum Thema einer
Aktuellen Viertelstunde im Innenaus-
schuss (Vorsitz Winfried Schittges,
CDU). Wenige Tage zuvor hatte die
Verbraucherschutzzentrale Schleswig-Holstein
aus anonymer Quelle eine CD mit hochsensib-
len Angaben zu den Konten tausender Biirge-
rinnen und Biirger erhalten. Mit Hilfe dieser
Daten hitten zum Beispiel Gliicksspielanbieter
ohne Einverstindnis der Kontoinhaber Geld-
betrige abgebucht, so die Verbraucherschiitzer.
Die Landesbeauftragte fiir den Datenschutz in
Nordrhein-Westfalen, Bettina Sokol, befiirch-
tete im Innenausschuss, dass ,noch tausende
weitere Fille ans Tageslicht kommen.“ Vor
diesem Hintergrund forderten die Fraktionen
von SPD und GRUNEN, den Datenschutz in
Zukunft durch verschirfte gesetzliche Rege-
lungen zu stirken. Offenbar seien Datendieb-
stahl und Datenhandel in Téterkreisen hochst
profitabel. Fiir das Innenministerium erklirte
Staatssekretir Karl-Peter Brendel: ,,Alle Konto-
inhaber sollten ihre Abbuchungen regelmiflig
kontrollieren.

L

egen ein striktes Rauchverbot fiir samt-
Gliche Kneipen in Nordrhein-Westfalen

hat sich Gesundheitsminister Karl-Josef
Laumann (CDU) im Ausschuss fiir Arbeit, Gesundheit
und Soziales (Vorsitz Giinter Garbrecht, SPD)
ausgesprochen. Dort begriindete Laumann die
Entscheidung der Landesregierung, das Rau-
chen in Eckkneipen nach einem Urteil des Bun-
desverfassungsgerichts wieder zu dulden. Die
Richter in Karlsruhe hatten das Rauchverbot
fiir Eckkneipen in Berlin und Baden-Wiirttem-
berg fiir verfassungswidrig erkldrt und damit
auch Nordrhein-Westfalen zu Nachbesserun-
gen am Nichtraucherschutzgesetz gezwungen.
Wie der Gesundheitsminister mitteilte, wolle
die Landesregierung nun einen neuen Gesetz-
entwurf in die parlamentarischen Beratungen
einbringen. Zugleich arbeite sein Ministerium
an einem Bericht, wie die Regelungen zum

Nichtraucherschutz bislang umgesetzt worden
seien. Abgeordnete von SPD und GRUNEN kri-
tisierten, das Nichtraucherschutzgesetz enthalte
zu viele Schlupflécher. So seien vereinzelt auch
Eisdielen und Bickereien als Raucherclubs be-
zeichnet worden, um Kunden dort das Rauchen
zu ermoglichen.

uch zukiinftig soll es keine einheitli-
Achen Vorschriften zur Beseitigung von

Ol- und Kraftstoffspuren auf Straflen
geben, so das Ergebnis der Beratungen im Aus-
schuss fiir Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft und Ver-
braucherschutz (Vorsitz Marie-Luise Fasse, CDU).
Mit den Stimmen von CDU und FDP und bei
Enthaltung der SPD stimmte der Ausschuss
mehrheitlich gegen einen entsprechenden An-
trag der GRUNEN (Drs. 14/3643). Die Fraktion

hatte gefordert, die Ol- und Kraftstoffbeseiti-
gung ,,verwaltungs-, ordnungs- und strafrecht-
lich klar zu regeln‘, da der bisher gebrauchliche
Einsatz von Bindemitteln auf den Straflen der
Umwelt schade. Zu oft wiirden Reste von Ol und
Bindemitteln auf den Fahrbahnen verbleiben.
Im Ausschuss erklirte Umweltminister Eckhard
Uhlenberg (CDU), auch zukiinftig solle die Ver-
fahrenswahl von der jeweiligen Stralensituati-
on abhingig gemacht werden. ,,Umweltgefah-
ren sind nicht zu befiirchten®, sagte Uhlenberg.
Zugleich kiindigte er ein Pilotprojekt an, bei
dem private Anbieter die Reinigung von verun-
reinigten Straflen mit maschinellen Methoden
testweise tibernehmen sollen.

ber die Anliegen der Volks-
initiative ,Mehr Demo-
kratie beim Wihlen e.V.“

informierten sich die Abgeordneten
im Ausschuss fiir Kommunalpolitik und Ver-
waltungsstrukturreform  (Vorsitz Edgar
Moron, SPD). Die Vertrauensperso-
nen der Initiative, Alexander Slonka
und Daniel Schily, beantworteten
Fragen der Parlamentarier im Rah-
men einer offentlichen Anhorung.
Sie unterstrichen ihre Forderung, das
nordrhein-westfilische Kommunal-
wahlgesetz zu dndern. Wihlerinnen
und Wihler sollen demnach so viele
Stimmen erhalten, wie Ratsmanda-
te zu vergeben sind. Diese Stimmen
konnen die Wihler dann auf die
Kandidaten verteilen, wobei ein Ein-
zelkandidat maximal drei Stimmen
erhalten kann. Die Volksinitiative hatte tiber
72.000 Unterschriften fiir dieses Anliegen ge-
sammelt. Der Kommunalausschuss wird sich
in seiner Sitzung am 10. September abschlie-
Bend mit der Volksinitiative befassen und eine
Beschlussempfehlung an das Plenum erarbei-
ten. Mitte September soll der Landtag tiber die
Volksinitiative entscheiden.

tirgerinnen und Biirger haben manchmal
BArger mit Amtern und Behorden. Der

Petitionsausschuss (Vorsitz Inge Howe, SPD)
des Landtags hilft. Die nichste Sprechstunde in
der Dependance des Landtags, der Villa Hori-
on, ist fiir den 22. September 2008 vorgesehen.
Um teilnehmen zu kénnen, ist eine telefonische
Anmeldung unter der Nummer 0211 884-4444
erforderlich.
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Foto: Schalte

ie weit sind die Beratungen zum
neuen Heimgesetz vorangeschrit-
ten? Ist die Kleine Anfrage zum

Hortest fiir Neugeborene bereits beantwortet?
Und welche Positionen haben die Fraktionen in
der letzten Plenardebatte in Fragen der Bioener-
gie vertreten? Mit Fragen wie diesen werden die
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Infothek
im Landtag tdglich konfrontiert. Und sie geben
darauf gerne eine Antwort. Auch wenn dazu
eine aufwendige Recherche in den Datenban-
ken des Landtags nétig sein sollte. Uber 190.000
Parlamentspapiere allein aus Nordrhein-West-
falen sind dort archiviert — von der allerersten
Sitzung des Landtags aus dem Jahr 1946 bis
zur laufenden Wahlperiode. Hinzu kommen
weitere Archivbestinde zur Parlamentsarbeit
in anderen Bundeslindern, eine Vielzahl an
Gesetz- und Verordnungsblittern sowie die
Bestinde der Landtagsbibliothek. In diesem
Datendschungel die gewiinschte Information
zu finden, setzt in den meisten Fillen professio-
nelle Recherche-Kenntnisse voraus. Kein Wun-
der also, dass sich die Infothek des Landtags zu
einer hidufig kontaktierten Service-Einrichtung
entwickeln konnte.

»Rund 300 Anfragen erhalten wir pro Wo-
che®, berichtet Birgit Dransfeld, die als Leiterin
der Bibliothek auch zustindig fiir die Infothek
ist. Neben den Abgeordneten des Landtags und
ihren wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern sind es zunehmend auch Biirge-
rinnen und Biirger, die sich mit ihren Anfragen
an das Personal wenden. Dort werden sie mit

SERVICE

eoweiser im Datendschungel

“Infothek des Landtags hilft sert zehn Jahren bei der Dokumentensuche

Zehn Jahre ist es her, dass der Landtag Nordrhein-Westfalen alle Informationen zu seinen Bibli-

otheksbestanden, zum Al

v und zur Dokumentation in einer zentralen Anlaufstelle — der Info-

thelc—gebundelt hat. Fiir die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Landtagsverwaltung, aber
auvch fur die Biirgerinnen und Biirger entstand so ein serviceorientiertes und intensiv genutztes

Rechercheangebot.

den gesuchten Dokumenten versorgt, und dort
erhalten sie praktische Tipps zur eigenstindigen
Recherche.

Das Internet macht’s moglich: Langst kon-
nen die Biirgerinnen und Biirger tiber die In-
ternetseiten des Landtags (www.landtag.nrw.
de) auf viele der digitalisierten Datenbestinde
zugreifen. Der Ausbau der virtuellen Speicher-
kapazitdten hat die Arbeit der Infothek in den
zuriickliegenden zehn Jahren spiirbar verdndert.
Wie Birgit Dransfeld berichtet, wenden sich viele
Nutzerinnen und Nutzer erst in einem zweiten
Rechercheschritt direkt an den Landtag. ,Sie
haben dann bereits im Internet vergeblich nach
entsprechenden Dokumenten gegoogelt®, weif3

Die Infothek im Landtag Nordrhein-Westfalen ist mon-
tags bis donnerstags von 8.30 Uhr bis 17 Uhr sowie
freitags bis 14 Uhr gedffnet. Die Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter sind per Telefon (0211) 884-2112, per Fax
(0211) 884-3032 und per Email (infodienste@landtag.
nrw.de) erreichbar.

Dransfeld. Das Personal der Infothek kann sei-
ne Kunden in diesen Fillen mit professionellen
Suchstrategien zur Seite stehen. Weitaus schneller
als noch vor wenigen Jahren ist es den Mitarbei-
tern moglich, per Mausklick die gesuchten Do-
kumente zu finden und damit zahlreiche Fragen
unmittelbar am Telefon zu beantworten. Haufig
suchen die Kunden vor allem nach Dokumenten
zur parlamentarischen Arbeit, aber auch nach
statistischen Angaben zum Parlamentsgesche-

hen und nach Informationen fiir weiterfithrende
wissenschaftliche Recherchen. Manchmal reicht
schon ein Datum oder eine Dokumentennum-
mer als Antwort auf eine Anfrage, ein anderes
Mal schniirt das Personal der Infothek seinen
Kunden komplette Informationspakete zu den
angefragten Themen.

EIN BEISPIEL

Interessiert sich ein Biirger beispielsweise
fiir die jingst vom Landtag beschlossene Zu-
sammenlegung der Wahltermine fiir die Euro-
pa- und Kommunalwahlen, so kann er anhand
der bereitgestellten Dokumente und Proto-
kolle den kompletten Gesetzgebungsvorgang
nachvollziehen. Ebenso erhilt er iiber die In-
fothek eine Ubersicht zu den Wahlterminen in
Deutschland im Jahr 2009, relevante Literatur
aus Kommentaren und Fachzeitschriften sowie
die aktuelle Rechtsprechung zur Thematik.

Das zehnjdhrige Bestehen der Infothek
ist fiir die Mitarbeiter tibrigens nicht nur ein
willkommener Anlass zum Riickblick auf das
Geleistete. Zugleich blicken sie auf die Heraus-
forderungen der kommenden Jahre. Die fiir Ex-
perten konzipierten Datenbanken des Landtags
wollen sie weiter verschlanken und in der Hand-
habung einfacher gestalten. Dann sollen Biirger-
innen und Biirger noch schneller die gesuchten
Informationen im Internet finden kénnen. Die
Infothek wird ihnen bei der Suche auch zukiinf-
tig mit Rat und Tat zur Seite stehen. Sw
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in hochkaritiges Programm wartete auf
Edie Mitglieder des Arbeitskreises Haupt-

ausschuss der nordrhein-westfilischen
CDU-Landtagsfraktion, die unter Leitung von
Ilka von Boeselager (Foto M.) zu ihrer diesjah-
rige Klausurtagung in der Bundesvertretung
des Landes Nordrhein-Westfalen in Berlin zu-
sammengekommen waren.

Nach der BegriiSung durch den Minister
fiir Bundesangelegenheiten, Europa und Me-
dien, Andreas Krautscheid, standen zu Beginn
des ersten Tages Gesprache mit dem europa-
politischen Sprecher der CDU/CSU-Bundes-
tagsfraktion, Michael Stiibgen, und den euro-
papolitischen Sprecherinnen und Sprechern
der CDU/CSU-Landtagsfraktionen aus Berlin,
Bayern, Brandenburg und Niedersachsen auf
der Tagesordnung. In diesem Zusammenhang
wurden neben der Frage der Reform der Eu-
ropdischen Union auch die Rolle der Landtage
und Regionen in Europa sowie die Perspektiven
der bevorstehenden franzgsischen EU-Ratspri-

ie FDP-Landtagsfraktion fordert eine
Dwissenschafﬂiche Untersuchung iiber
die hohe Rate an Kaiserschnittgebur-
ten in Nordrhein-Westfalen. FDP-Gesundheits-

experte Stefan Romberg plidiert dafiir, dass die
Landesregierung eine solche Studie in Auftrag

sidentschaft erortert. Dariiber hinaus waren die
Handlungsoptionen im Umgang mit dem Ver-
trag von Lissabon nach dem negativen irischen
Referendum Gegenstand der Beratungen.

Nachdem der Leiter der Vertretung des Lan-
des beim Bund, Tim Arnold, im Anschluss iiber
Struktur und Aufgaben seines Hauses informier-
te, fand der erste Tag der Klausurtagung durch
einen Gedankenaustausch mit dem Ersten Parla-
mentarischen Geschiftsfithrer der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Norbert Rottgen (4.v.r.), und der
Teilnahme der nordrhein-westfi-
lischen Landtagsabgeordneten an
der Sitzung der nordrhein-west-
falischen Landesgruppe der CDU/
CSU-Bundestagsfraktion ein ge-
lungenes Ende.

Der zweite Tag der Klausurta-
gung begann mit einem intensi-
ven Austausch tiber die Themen-
schwerpunkte des Arbeitskreises

gibt. Nach Angaben des Statistischen Bundes-

amts liegt der Anteil an Kaiserschnittgeburten

in NRW bei 36 Prozent, der Bundesdurchschnitt

bei 29 Prozent. Einen hoheren Anteil als NRW

habe nur Rheinland-Pfalz mit 39 Prozent. ,,Kin-

der haben das Recht auf beste Gesundheitsfiir-
sorge. Das muss schon fiir den Lebens-
start gelten®, betont Romberg.

»Wir miissen wissen, warum bei
uns fast doppelt so viele Babys per
Kaiserschnitt auf die Welt kommen als
beispielsweise in Sachsen®, begriindet
Romberg seine Forderung nach einer
wissenschaftlichen Untersuchung. Er
verweist darauf, dass es bei einem Kai-
serschnitt sowohl bei der Mutter ein
erh6htes Komplikationsrisiko gebe, als
auch ein erhohtes Erkrankungsrisiko
fiir das Kind. Ziel miisse daher sein,
dass mit den Ergebnissen der Untersu-
chung die Kaiserschnittquote in NRW
deutlich gesenkt werden kann.

Beitrige in alleiniger Verantwortung der Fraktionen

ii cbu

DIE LANDTAGSFRAKTION

in der zweiten Jahreshilfte. Im Anschluss hie-
ran informierte der Staatsminister fir Kultur
und Medien, Bernd Neumann, die Abgeordne-
ten tiber aktuelle Fragen der Kultur- und Me-
dienpolitik auf der Bundesebene. Kronender
Schlusspunkt der Klausurtagung in Berlin war
dann ein Gesprich mit dem Generalsekretir
der CDU Deutschlands, Ronald Pofalla, iiber
aktuelle Fragestellungen der Bundespolitik. M

FDP

Die Landtagsfraktion

Leider gebe es jedoch einen finanziellen
Anreiz fiir den Kaiserschnitt, unterstreicht der
FDP-Gesundheitsexperte: ,,Die Vergiitung fiir
den Kaiserschnitt liegt bei rund 2.600 Euro,
die fiir eine natiirliche Geburt bei etwa 1.400
Euro. Dabei ist das Risiko, dass die Mutter bei
der Geburt verstirbt, dreimal so hoch wie bei
der natiirlichen Geburt.“ Zudem litten Kaiser-
schnittkinder nach der Geburt vielfach unter
Atmungsstorungen.

Um dem Trend zu begegnen, fordert Rom-
berg eine bessere Ausbildung der Frauenirzte
bei der Geburtshilfe. ,,Eine bessere Ausbildung
der Frauenirzte bei der Geburtshilfe und eine
intensivere Hebammenbetreuung wiirden die
Risiken fiir Mutter und Kind minimieren“ so
Romberg, der selbst als Arzt praktiziert. ,Mit
Senkung der Kaiserschnittrate um ein Prozent
konnten die Kassen iiber 9 Millionen Euro ein-
sparen. Dieses Geld fehlt zum Beispiel bei der
Therapie von Krebskranken®, betont der FDP-
Gesundheitsexperte. |
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er in diesen Tagen von CDU-Finanz-
D minister Linssen eingebrachte Landes-
haushalt fiir das kommende Jahr ist ein
Eingestindnis des Scheiterns der Finanzpolitik
der Landesregierung. Heimlich, still und leise
sammelt die Regierung Riittgers die Wahlver-
sprechen von CDU und FDP wieder ein. Der
Haushalt 2009 zeigt: Die Landesregierung spart
nicht, investiert nicht in die Zukunft, gibt das
Ziel eines ausgeglichenen Haushalts auf und
scheitert am selbst gesteckten Ziel des Personal-
abbaus.
Obwohl die Regierung versprochen hatte
zu sparen, wichst der Haushalt 2009 um 1,47
Milliarden Euro oder 2,9 Prozent. Die Landes-
regierung hatte auch beschlossen, jeden Euro an
zusitzlichen Steuereinnahmen in vollem Um-
fang zur Haushaltskonsolidierung zu verwen-
den. Vom Steuerplus in Hohe von 1,69 Milliar-
den flieen aber nur 110 Millionen Euro in die
Senkung der Neuverschuldung. Das sind gerade
einmal 6,5 Prozent.

as neue Schuljahr hat begonnen, und
Dnoch immer sind viele Probleme in

unseren Schulen ungeldst. Die griine
Fraktion hat die Landesregierung aufgefordert,
im Rahmen eines Sofortprogramms das an-
zupacken, was den Schulen derzeit besonders
unter den Négeln brennt. Denn wie es mit den
Kopfnoten weitergehen soll, weif3 in den Schulen
zurzeit niemand. Dieses Chaos muss ein Ende
haben. Unsere Schulen wissen am besten, wie
eine sinnvolle Riickmeldung zum Arbeits- und
Sozialverhalten aussieht. Sie miissen die Freiheit
haben, selbst iiber die Art und Weise der Riick-
meldungen zu entscheiden.

Wir fordern die Landesregierung auf,
endlich den Weg zur Griindung von Gemein-
schaftsschulen frei zu machen. Vor allem lindli-
che Kommunen wollen Bildungsgénge zusam-
menfithren, um ein attraktives Schulangebot
vor Ort zu erhalten. Diese Wege zum lidngeren
gemeinsamen Lernen ohne Grabenkimpfe
werden vor Ort breit unterstiitzt.

Die Landesregierung investiert auch nicht in
eine bessere Zukunft des Landes. Im Gegenteil:
Dielandeseigene Investitionsquote stiirzt von 6,7
Milliarden in 2005 auf jetzt 3,2 Milliarden Euro
bei einem Gesamthaushalt von tiber 52 Milliar-
den Euro ab. Die Regierungskoalition wollte bis
zum Jahr 2010 einen ausgeglichenen Haushalt
vorlegen. Von diesem Ziel ist diese Regierung
weit entfernt. Jetzt hofft der Finanzminister, erst
2013 keine neuen Schulden mehr zu machen.
Der Schuldenberg wird folglich bis Ende 2009
auf rund 121 Milliarden Euro anwachsen. Von
einem Sparwillen ist hier nichts zu erkennen.

Auch beim Personalabbau hatte die Re-
gierung viel angekiindigt: Sie hatte sich zu Be-
ginn der Legislaturperiode die Forderung der
sogenannten Hartmann-Kommission zu eigen
gemacht, die Anzahl der Beschiftigten im Lan-
desdienst um 32.000 Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter bis zum Jahr 2010 zu reduzieren. Nun
sind gerade erst rund 2.500 Bedienstete weniger
vorzuweisen. Diese Finanzpolitik der CDU/

Ebenfalls gravierend: Der Ganztagsausbau
ist zu biirokratisch, und das Programm fiir
Gymnasien und Realschulen reicht hinten und

Beitrige in alleiniger Verantwortung der Fraktionen

SPD

Die Fraktion

FDP-Landesregierung verfehlt nicht nur die ei-
genen Vorgaben, sondern ist auch unseriés. ¥
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DIE GRUNEN

im Landtag NRW

vorne nicht. Es ist verniinftig, den Kommunen
zweckgebunden, aber pauschaliert die Mittel
fir den Ganztagsausbau direkt zur Verfigung
zu stellen. So kann auf den ortlichen Bedarf an
allen weiterfithrenden Schulformen passgenau
reagiert werden. Ganztag ohne Mittagessen
macht keinen Sinn. Zurzeit berit der Landtag
einen griinen Gesetzentwurf, damit alle Schii-
lerinnen und Schiiler ein warmes Mittagessen
in der Schule bekommen. Fiir arme Kinder
soll das Land die Kosten iibernehmen. Dieser
Gesetzentwurf muss sofort umgesetzt wer-
den. Weiterhin haben wir in NRW den Skan-
dal, dass Familien im ALG-II-Bezug nicht von
den Elternanteilen an den Lernmitteln befreit
sind. Hier ist die Landesregierung direkt in der
Pflicht. Unser Sofortprogramm umfasst aus-
driicklich fiinf pragmatische und kommunal-
freundliche Mafinahmen, die sofort umgesetzt
werden konnen. Die Landesregierung hat die
Chance, endlich die Weichen in der Schulpoli-
tik richtig zu stellen. |
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Arbeiten ohne Papierberge

Der Landtag besuchte das papierlose Parlament in Graz

Ein Parlament ohne Papier — im Zeitalter der digitalen Technologien wird diese Zukunftsvi-
sion zur Realitiit. Seit Ende 2005 arbeitet der Landtag Steiermark ohne Papier und hat seit-
dem ausgesprochen gute Erfahrungen mit seinem neuen, ginzlich digitalisierten Verfahren der
Datenspeicherung und Datenverarbeitung gemacht. Da auch der Landtag Nordrhein-Westfalen
in Zukunft ein maoglichst papierarmes Arbeiten anstrebt, waren nun die Parlamentarischen
Geschiiftsfithrer aus Diisseldorf in Graz zu Gast, um sich iiber die Moglichkeiten der neuen

Technik zu informieren.

15. Wahlperiode am 25. Oktober 2005,

verzichtet der Landtag Steiermark in Graz
auf die Verteilung der Parlamentspapiere, der
parlamentarischen Drucksachen und Protokol-
le, in gedruckter Form. Damit gehoren stetig
wachsende Papierstapel auf den Biiroschreib-
tischen der Vergangenheit an. Dies gilt fiir alle
Landtagsabgeordneten, selbstverstindlich aber
auch fiir die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
der Landtagsverwaltung. Um die oft beklag-
ten Papierberge zu vermeiden, ist das System
»PALLAST® (Papierloser Landtag Steiermark)
rund um die Uhr im Einsatz. In diesem Sys-
tem konnen die Abgeordneten und Fraktionen
Dokumente digital erstellen und diese sogar
elektronisch unterschreiben. Zugleich werden
im System alle Beratungsvorginge mit ihren
geschiftsordnungsmiflig vorgeschriebenen Ab-
laufen abgebildet. Uber die Protokollfunktion
von ,PALLAST® ist jederzeit nachvollziehbar,

Seit fast drei Jahren, seit dem Beginn der
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wer wann Anderungen an den jeweiligen Doku-
menten vorgenommen hat.

Jeder der 56 Landtagsabgeordneten hat fiir
die Teilnahme am Papierlosen Landtag vom
Grazer Parlament ein Notebook erhalten. Mit-
tels einer personlichen digitalen Signaturkarte
konnen die Parlamentarierinnen und Parla-
mentarier von jedem Internetanschluss welt-
weit auf das System und auf die gewiinschten
Dokumente und Vorginge zugreifen, die sicher
und verschliisselt auf dem §sterreichischen
Katastrophenschutz-Server gespeichert sind.
Gut 200.000 Euro jéhrlich spart die Landtags-
verwaltung auf diese Weise an Druck- und We-
gekosten. Die Einfithrung des Systems hat rund
450.000 Euro gekostet und wird sich nach den
Kalkulationen des Landtags Steiermark schon
in diesem Jahr bezahlt machen.

Im Zuge der Uberlegungen zum papierar-
men Landtag Nordrhein-Westfalen haben nun
die Geschiftsfiihrer der vier Landtagsfraktionen

Py
—

aus Diisseldorf den Grazer Landtag besucht, um
sich vor Ort von der Landtagsverwaltung und
insbesondere von ihren osterreichischen Abge-
ordnetenkollegen tber die Rahmenbedingun-
gen und die praktischen Erfahrungen mit dem
papierlosen Parlamentsbetrieb informieren zu
lassen. Dazu gehorten auch intensive Gesprache
mit dem Landtagsprisidenten Siegfried Schritt-
wieser und dem Landtagsdirektor Dr. Heinz
Drobesch sowie der Besuch einer Ausschussbe-
ratung.

Im Jahr 2003 hatte sich das Parlament in
Graz entschieden, das Projekt ,Papierloser
Landtag“ zu realisieren, da die hohen finanzi-
ellen Kosten fiir den Druck und die Verwaltung
der Parlamentspapiere nach Ansicht der Parla-
mentarierinnen und Parlamentarier im Zeital-
ter der neuen Informationstechnologien nicht
mehr vertretbar waren.

Bei allen Unterschieden in Grofie, Arbeits-
weise und Rahmenbedingungen der parla-
mentarischen Arbeit in Graz und Diisseldorf

Die Realisierung einer papierlosen Verwaltung
ist seit einiger Zeit auch Thema verwaltungswissen-
schaftlicher Untersuchungen. Unter dem Schlagwort
.E-Government” fasst die Forschung all jene Projekte
zusammen, die sich mit der Unterstiitzung von dffent-
lichen Verwaltungsprozessen durch die neuen Informa-
tions- und Kommunikationstechnologien befassen.

waren sich die Parlamentarische Geschiftsfiih-
rerin Carina Godecke (SPD) und ihre Kollegen
Peter Biesenbach (CDU), Ralf Witzel (FDP)
und Johannes Remmel (GRUNE) einig, dass
nach der Sommerpause die Uberlegungen zur
Reduzierung der Papierflut energisch vorange-
trieben werden sollen. Hierzu gehért auch die
Einfithrung eines sogenannten ,Parlaments-
workflow* — eines mit Hilfe der elektronischen
Datenverarbeitung verstirkt automatisierten
Arbeitsablaufs.

Einen ersten, wichtigen Schritt hin zum pa-
pierarmen Parlamentsbetrieb hat der Landtag
Nordrhein-Westfalen bereits mit seinem In-
ternetangebot www.landtag.nrw.de vollzogen.
Dort sind schon jetzt alle Parlamentspapiere
in digitalisierter Fassung erhaltlich und fiir alle
Biirgerinnen und Biirger an jedem Computer
einsehbar. |

Im Innenhof des Landhauses in Graz v. L. Johannes Rem-
mel (GRUNE), Carina Gddecke (SPD), Clubdirektor (Frakti-
onsgeschaftsfiihrer) Franz Zenz (OVP), landtagsprésident
Siegfried Schrittwieser (SP0), Landtagsdirektor Hofrat Dr.
Heinz Drobesch, Peter Biesenbach (CDU), Hans Lennertz
(Landtagsverwaltung NRW), Ralf Witzel (FDP), Dr. Wolfgang
Gartner (Landtagsverwaltung NRW)
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ch erfahre hdufig in meinem Praxisalltag,

dass ich als Arzt viele Erkrankungen nicht

heilen kann, weil gesellschaftliche Faktoren
die Menschen krank machen.“ Nur wenige Ab-
geordnete diirften eine solch enge Verbindung
zwischen ihrem Beruf und ihrem politischem
Engagement ziehen, wie sie Dr. Stefan Romberg
fir sich formuliert. Der 39-jihrige Mediziner,
der seit 2000 fiir die FDP im Landtag sitzt, legt al-
lergroften Wert darauf, neben seinen parlamen-
tarischen und parteipolitischen Verpflichtungen
seiner Tétigkeit als Psychotherapeut und Fach-
arzt fir Nervenheilkunde nachzugehen: Mon-
tags am Marien-Hospital sowie regelmiflig an
Wochenenddiensten an einem sozialen Brenn-
punkt in Hamm. ,,Ich glaube, dass ich da noch
einiges mehr mitbekomme von Menschen und
ihren Néten als viele, die in Gespriachen mit Ver-
bénden ihre politische Meinung fortentwickeln
sieht Romberg sich sehr nah an der Basis.

Dass der élteste von vier Sohnen eines Arzte-
Ehepaars selbst einmal Medizin studieren wiirde,
war zunichst keinesfalls abgemachte Sache: ,,Ich
habe lange geschwankt zwischen Lebensmittel-
chemie und Theologie und mich dann fiir den
mittleren Weg zwischen Naturwissenschaft und
Umgang mit den Menschen entschieden®, blickt
Romberg auf die Zeit als Gymnasiast zuriick, die
er auf dem altehrwiirdigen Gymnasium Anto-
nianum in Geseke absolvierte. Wie im Ubrigen
auch der jetzige Miinchener Erzbischof Reinhard
Marx, dem Romberg, der derselben katholischen
Kirchengemeinde angehorte, als Messdiener in
den achtziger Jahren regelmiflig begegnet ist.

Die Entscheidung, sich politisch bei den Li-
beralen zu engagieren, fiel mit 17 Jahren relativ
frith und unbeeinflusst vom Elternhaus. Der Va-
ter sei zwar trotz seines katholischen Glaubens
stets ein ,liberaler Geist gewesen, aber ebenso
wie sein Bruder erst spiter der FDP beigetreten:
,Da habe ich ein bisschen die Familie erweckt®,
freut sich Romberg noch heute iiber seine er-
folgreiche ,Missionierung seiner Familie.

In die Landespolitik geriet Romberg eher
zufillig und ohne gezielte Karriereplanung. Als
1999 im Kreis Warendorf kurzfristig ein Kandi-
dat abgesprungen war, lie8 Romberg sich von
dem seinerzeitigen Kreisvorsitzenden in die
Pflicht nehmen. Kuriosum am Rande: Weil er
bereits einen Urlaub auf La Palma gebucht hat-
te, wihlten ihn die Delegierten aufgrund einer
Videoprisentation. Da Romberg als Miinster-
linder eine besondere Nihe zu Jiirgen Molle-
mann hatte, war er in die Zerreiflprobe der ers-
ten Parlamentsjahre hautnah verwickelt. ,Aber
man lernt ja in schwierigen Lebenssituationen,
und ich glaube, dass die Zeit mich auch gestirkt
hat® beurteilt der Familienvater im Nachhinein
die Jahre bis 2003.

Als die FDP 2005 Regierungsfraktion wur-
de, hat sich auch fiir Romberg vieles gedndert.
Die Moglichkeit, Gestaltungsverantwortung zu
iibernehmen, macht das Mandat naturgemifd
sehr viel interessanter. Insbesondere die Chan-
ce, in der Diskussion um das Krankenhaus-,
das Heim- und das Nichtraucherschutzgesetz
Akzente setzen zu konnen, war fiir Romberg
eine starke Motivation und Herausforderung.
Die Kritik an der FDP, ein radikales Rauchver-
bot in der Gastronomie verhindert zu haben,
weist Romberg entschieden zuriick: ,Die prak-
tische Erfahrung im Umgang mit Menschen
und auch Patienten lehrt, dass es wichtig ist,
Regelungen zu finden, in die auch viele reinpas-
sen®, begriindet er die Haltung seiner Fraktion.
Viel wichtiger als nicht durchsetzbare und ad-
ministrierbare Verbote ist dem Gesundheits-
politiker die gesellschaftliche Diskussion: ,,Die
meisten Opfer von Passivrauchen befinden sich
doch in den eigenen vier Winden, wo der Staat
nicht eingreifen kann. Wir brauchen mehr ge-
sellschaftliches Engagement, damit Eltern ihre
Kleinen nicht vollschmoken.

Privat ist der tiberzeugte und praktizierende
Westfale Romberg Italien-Fan, Hobby-Fufiballer
und kurioserweise Anhidnger des 1. FC Kaisers-
lautern (,,unkonventionell und mit viel Begeis-
terungskraft in der Region®). Auflerdem sieht
der verheiratete Vater eines anderthalbjdhrigen
Sohnes im Oktober neuen Vaterfreuden entge-
gen: ,Ein kleines Menschenleben relativiert vieles
und richtet das Augenmerk noch stirker auf die
Kleinen dieser Welt*, schniirt er auch hier Priva-
tes und Politik zusammen. Michael Fritsch

B
FCL: Keile |
fiir Kalletal ...

indrucksvoll wetzte der FC Landtag

NRW die Scharte des vorhergehenden

Spiels in Remscheid (dort unterlag man
1:5) aus. Wenn auch der Sieg mit 8:1 gegen eine
Kalletaler Auswahl aus Wirtschaft, Politik und
Sport zu hoch ausfiel, so iiberzeugte das Team
aus Diisseldorf doch durch eine geschlossene
Mannschaftsleistung auf dem idyllischen Ra-
senplatz von Kalletal-Heidelbeck. Landtagspri-
sidentin Regina van Dinther lief} es sich nicht
nehmen, den Anstofd auszufithren. Die erste
Halbzeit war dann durchaus ausgeglichen. Der
FCL ging zwar nach einer butterweichen Flanke
von Walter Kern, die Hans Zinnkann verwer-
tete, in Fithrung, aber bereits im Gegenzug fiel
der Ausgleich. Und kurz danach verhinderte
der von Kalletal ausgeliechene Keeper im FCL-
Tor in einer Eins-zu-Eins-Situation sogar die
Fihrung der Heimmannschaft. So aber zog
der FCL das Spielgeschehen langsam an sich.
Die stets anspielbereiten Wolfgang Euteneuer,
Jurgen Unruhe und Walter Kern setzten die
pfeilschnellen Sturmspitzen Stojan Petrov und
Oleg immer wieder in Szene, und die FCL-Ab-
wehr mit Jorg Krause, Werner Sesterhenn und
Soren Link bekam die gefihrlichen Kalletaler
Stiirmer immer besser in den Griff. Es war
dann Mittelfeld-Stratege Willi Boltersdorf, der
mit wuchtig-trockenem Schuss in den Torwin-
kel den FCL in Fithrung brachte. Oleg, Jiirgen
Unruh, Stojan Petrov sowie FCL-Prasident
Giinter Langen sorgten mit weiteren Treffern
fiir den deutlichen Sieg.
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MELDUNGEN

Geburtstagsliste

Vom 29. August bis 17.September 2008

29.08. Doppmeier, Ursula (CDU) 56
31.08. Trampe-Brinkmann, Thomas (SPD) 48
01.09. Mobius, Christian (CDU) 42
02.09. Schick, Thorsten (CDU) 37
11.09. Kordowski, Gabriele (CDU) 55
15.09. Dr. Berger, Stefan (CDU) 39
16.09. Altenkamp, Britta (SPD) 44
17.09. Brunn, Anke (SPD) 66
17.09. Dr. Hachen, Gerd (CDU) 56

Ehemalige Abgeordnete

verstorben

31.07. Hunger, Heinz (SPD), 1980-2000
21.08. Briiggemann, Ewald (CDU), 1969-1970

Nordrhein-Westfalen blickt am letzten
August-Wochenende nach Wuppertal. Auf den
Straflen der Stadt wird ein buntes Bithnenpro-
gramm zeigen, wie vielfiltig das Leben im Lande
ist. Auch der Landtag ist am 30. und 31. August
vor Ort. Am Samstag von 11 bis 20 Uhr sowie
am Sonntag von 11 bis 18 Uhr kénnen sich Be-
sucherinnen und Besucher iiber die parlamenta-
rische Arbeit informieren und mit Abgeordneten
ins Gesprach kommen. Im Zelt des Landtags auf
dem Parkplatz am ,,Alten Kuhstall“ (Wuppertal-
Sonnborn) prisentieren sich die vier Fraktionen
von CDU, SPD, FDP und Biindnis 90/Die Grii-
nen sowie der Petitionsausschuss des Parlaments
mit eigenen Infostinden.

Wer den Besuch in Wuppertal nicht ein-
richten kann, sollte sich schon jetzt den 20. und
21. September vormerken. Dann l4ddt der Land-
tag Nordrhein-Westfalen alle Biirgerinnen und
Biirger zu den Tagen der offenen Ttir nach Diis-
seldorf ein. Im Parlamentsgebdude am Rhein,
das der Landtag vor 20 Jahren bezogen hat, sind
alle Gaste herzlich eingeladen, die Landespo-
litik hautnah zu erleben.

Der Beauftragte der Evangelischen Kir-
chen bei Landtag und Landesregierung, Rolf
Krebs, sowie der Leiter des Katholischen Biiros,
Dr. Karl-Heinz Vogt, laden die Abgeordneten
des Landtags NRW am 28. August 2008 ein: Um
8 Uhr zum Parlamentsfrithstiick im Landtags-
restaurant und um 9 Uhr zur Landtagsandacht
im Raum E 3 Z 03.

DIE PRASIDENTIN DES LANDTAGS NRW, POSTFACH 101143, 40002 DUSSELDORF
Postvertriebsstiick - Entgelt bezahlt - G 2382

Raum fiir Aufkleber (Postvertrieb)
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b Landiags ist offentlich

Mo und Biirgern sugas

— Vg -
Soeben erschlenen...

... ist die neue Broschiire desLandtags mit dem Titel ,,Das Haus der Biirgerinnen und Biirger.” Auf 44 Seiten informiert
die Publikation iiber die parlamentarische Arbeit auf Landesebene, die Entstehung Nordrhein-Westfalens und die archi-
tektonische Bedeutung des-Parlamentsgebaudes. Zusatzlich stellt die Broschiire alle 187 Abgeordneten des Landtags

mit Portraitbildern vor. Seit 20 Jahren, ist der Landtag NRW im Parlamentsneubau am Diisseldorfer Rheinufer zuhause.
Piinkilich zu.diesem Jahrestag liegt die Broschiire kostenlos in der Biirgerhalle des Landtags aus und ist als Download
auf den Internetseiten des Landtags (www.landtag.nrw.de) verfiighar. Sie wird auBerdem zu den Tagen der offenen Tiir am

20. und 21. September 2008 im Parlamentsgebéude erhiltlich sein. Foto: Schalte

} SEITE 24 - LANDTAG INTERN 8/2008 }




	Schaltfläche 23: 
	Schaltfläche 20: 
	Schaltfläche 21: 
	Schaltfläche 18: 
	Schaltfläche 19: 
	Schaltfläche 14: 
	Schaltfläche 15: 
	Schaltfläche 12: 
	Schaltfläche 17: 
	Schaltfläche 10: 
	Schaltfläche 11: 
	Schaltfläche 8: 
	Schaltfläche 9: 
	Schaltfläche 6: 
	Schaltfläche 7: 
	Schaltfläche 4: 
	Schaltfläche 5: 
	Schaltfläche 3: 
	Schaltfläche 2: 


